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Geſetzblatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Ausgegeben Danzig, den 4. März 1939 


Tag Inhalt Seite 
23. 2. 1939 Verordnung zur Durchführung des Danziger Beamtengeſet zess bb 
35 Verordnung 


zur Durchführung des Danziger Beamtengeſetzes. 
Vom 23. Februar 1939. 


Auf Grund des § 183 des Danziger Beamtengeſetzes (DB) vom 2. November 1938 (G. Bl. 
S. 549) wird mit Wirkung vom 1. Januar 1939 folgendes verordnet: 


3u 82 

1. Oberite Behörde im Sinne des Abſatzes 4 iſt für die unmittelbaren Staatsbeamten der Senat, 
für die mittelbaren Staatsbeamten die in den beſonderen für ſie geltenden Beſtimmungen vorgeſehene 
Behörde, z. B. der Oberbürgermeiſter der Stadt Zoppot, der Präſident der Induftrie- und Handels⸗ 
kammer, bei anderen öffentlich rechtlichen Körperſchaften deren Leiter oder Vorſtand. 

2. Bei einem Ruheſtandsbeamten oder bei Hinterbliebenen eines Beamten gilt als oberſte Dienſt⸗ 
behörde die Behörde, die zuletzt oberſte Dienſtbe hörde des Beamten war. Der Senat beſtimmt, 
welche Behörde als oberſte Dienſtbehörde des Ruheſtandsbeamten gelten ſoll, wenn dies bei Aufhebung 
oder Umbildung von Behörden nicht beſtimmt iſt. 

3. Dienſtvorgeſetzte find z. B. die Leiter der ſelbſtändigen Staatsbehörden (Poſt, Zoll, Steuer, 
Polizei und Gericht). 

Zu 83 

1. Meldet der Beamte gemäß 8 42 Abſ. 2 dienſtliche Vorgänge, die der nationalſozialiſtiſchen 
Führung des Staates ſchaden könnten, dem Präſidenten des Senats, ſo hat er dadurch die Anzeige⸗ 
pflicht gegenüber ſeinem Dienſtvorgeſetzten erfüllt. 

2. Der Dienſtvorgeſetzte hat die Meldung des Beamten über Vorgänge, die den Beſtand des 
Staates oder ſeiner nationalſozialiſtiſchen Führung gefährden könnten, dem Präſidenten des Senats — 
regelmäßig auf dem Dienſtwege — vorzulegen. Beamte von Körperſchaften des öffentlichen Rechtes, 
die keinen Dienſtvorgeſetzten haben, legen ihre Meldung der Aufſichtsbehörde vor, die ſie an den Prä⸗ 
ſidenten des Senats weiterzugeben hat. 

3. Der Beamte und der Dienſtvorgeſetzte ſind darüber hinaus verpflichtet, bei Gefahr im Ver⸗ 
zuge, z. B. bei hoch- oder landesverräteriſchen Anſchlägen, alle Schritte zu tun, die nach Lage des 
Falles notwendig ſind, um eine dem Beſtand des Staates oder ſeiner nationalſozialiſtiſchen Führung 
drohende Gefahr abzuwenden; fie haben in ſolchen Fällen insbeſondere der zuſtändigen Polizeibehörde 
unverzüglich Anzeige zu erſtatten. 

Zu 8 4 

1. Der Treueid iſt durch den Dienſtvorgeſetzten oder einen hiermit von ihm beauftragten Beamten 
abzunehmen. Geſetzliche Vorſchriften, die etwas anderes beſtimmen, bleiben unberührt. Vor der Lei⸗ 
ſtung des Eides iſt der zu vereidigende mit dem Inhalt des Eides bekanntzumachen und in ange⸗ 
meſſener Weiſe auf ſeine Bedeutung hinzuweiſen. Der Eid wird durch Nachſprechen der Eidesformel 
geleiſtet. Der Schwörende ſoll dabei die rechte Hand, bei ihrer Behinderung die linke erheben. Über 
die Vereidigung iſt eine Verhandlung aufzunehmen, die auch den Wortlaut des Eides zu enthalten hat 
(Formblatt 1). Die Verhandlung iſt von dem Beamten, der den Eid geleiſtet hat, ſowie von dem Be⸗ 
amten, der die Vereidigung vorgenommen hat, zu unterzeichnen. Sie iſt zu den Perſonalakten des Be⸗ 
amten zu nehmen. 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 12. 3. 1939.) 
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2. Mitglieder einer Religionsgeſellſchaft, denen ein Geſetz geſtattet, bei Leiſtung des Eides andere 
Beteuerungsformeln zu gebrauchen, haben durch Beſcheinigung der Religionsgeſellſchaft nachzuweiſen, 
daß ſie Mitglied einer ſolchen Geſellſchaft ſind. 

3. Ein ehemaliger Beamter iſt bei ſeiner Wiederernennung zum Beamten erneut zu vereidigen. 
Dies gilt auch, wenn ein mittelbarer Staatsbeamter auf Zeit in ein neues Beamtenverhältnis zu einem 
anderen unmittelbaren Dienſtherrn tritt. Die oberſte Dienſtbehörde kann für beſtimmte Beamten⸗ 
gruppen, bei denen es üblich iſt, daß einzelne Perſonen wiederholt für kurze Zeit in das Beamtenver⸗ 
hältnis berufen werden, beſtimmen, daß von einer erneuten Vereidigung abzuſehen iſt. In dieſen Fällen 
iſt der Beamte darauf hinzuweiſen, daß der früher geleiſtete Treueid ihn auch für ſein neues Amt 
bindet. 

Zu 8 5 . 

Der Beamte iſt verpflichtet, dem Dienſtvorgeſetzten die Tatbeſtände, die ihm bei der Vornahme 
von Amtshandlungen Beſchränkungen auferlegen, zu melden. 


Zu 8 6 
Der Beamte iſt in der Regel zu hören, bevor ihm die Führung ſeiner Dienſtgeſchäfte unterſagt 
wird. 
Zu 8 8 
Soll ein Beamter durch eine Behörde oder ein Gericht vernommen werden, ſo iſt die Geneh— 
migung von der vernehmenden Stelle unter Bezeichnung der Fragen, auf die ſich die Vernehmung er⸗ 
ſtrecken ſoll, einzuholen, ſoweit ſie nicht ſchon durch den Beamten beigebracht iſt. Der Beamte iſt ver⸗ 
pflichtet, ſelbſt zu prüfen, ob er die Ausſage zu verweigern hat, bis die Genehmigung zur Ausſage er- 
teilt iſt; in Zweifelsfällen hat er die Entſcheidung des Dienſtvorgeſetzten einzuholen. 


Zu 8 13 

1. Ein Zuſammenhang mit dem Hauptamt beſteht dann, wenn das Nebenamt oder die Neben— 
beſchäftigung durch Geſetz oder allgemeine Beſtimmung mit dem Inhaber eines beſtimmten Amts ver— 
bunden iſt oder wenn ſie dem Beamten übertragen ſind, weil er Inhaber des Hauptamts war. Der 
Verluſt des Nebenamts und der Nebenbeſchäftigung tritt in den Fällen, in denen das Beamtenver⸗ 
hältnis vor dem 1. Januar 1939 geendet hat, ſpäteſtens mit Ende März 1939 ein. 

2. Die Weiterdauer dieſer Nebenämter und Nebenbeſchäftigungen kann nur bei Beendigung des 
Beamtenverhältniſſes beſtimmt werden. Frühere Zuſagen oder Vereinbarungen ſind wirkungslos. Die 
Beendigung tritt in allen ihren rechtlichen Wirkungen ein. Der Beamte ſcheidet aus dem Vorſtand oder 
Aufſichtsrat einer Aktiengeſellſchaft und aus ähnlichen Stellen ohne weiteres aus. Der Dienſtvorgeſetzte 
hat die Beendigung des Beamtenverhältniſſes und der Nebentätigkeit den beteiligten Stellen unver- 
züglich mitzuteilen. 

Zu 8 16 

Die Arbeitszeit der Beamten iſt durch den Erlaß des Senats vom 2. Februar 1937 — PZ ! 
2060 — (St. A. 1 S. 92) geregelt. 

Zu 817 

1. Der Beamte hat den Urlaub rechtzeitig bei dem Dienſtvorgeſetzten zu beantragen und dafür 

zu ſorgen, daß ihm Mitteilungen ſeiner Dienſtbehörde jederzeit zugeleitet werden können. Die Urlaubs⸗ 
bewilligung kann jederzeit zurückgenommen werden, wenn dienſtliche Rückſichten dies fordern. 
2. Bleibt der Beamte wegen Krankheit dem Dienſt fern, ſo hat er die Erkrankung und ihre vor⸗ 
ausſichtliche Dauer ſpäteſtens am folgenden Tage anzuzeigen. Auf Anfordern des Dienſtvorgeſetzten 
hat er eine ärztliche Beſcheinigung vorzulegen. Bei längerer Dauer der Krankheit iſt die Vorlegung 
einer ärztlichen Beſcheinigung auf jedesmaliges Verlangen des Dienſtvorgeſetzten zu wiederholen. Der 
Beamte iſt verpflichtet, ſich auf Anordnung des Dienſtvorgeſetzten von einem beamteten Arzt unter- 
ſuchen zu laſſen. Die Koſten dieſer Unterſuchung trägt die Dienſtſtelle. 

3. Urlaub zur Wiederherſtellung der Geſundheit erteilt der Dienſtvorgeſetzte, wenn die oberſte 
Dienſtbehörde nicht etwas anderes beſtimmt. Dem Antrag iſt eine ärztliche Beſcheinigung beizufügen, 
wenn der Dienſtvorgeſetzte es nicht ausnahmsweiſe erläßt. Der Dienſtvorgeſetzte beſtimmt, ob und 
inwieweit der Urlaub auf den Erholungsurlaub anzurechnen iſt. 

4. Die oberſte Dienſtbehörde beſtimmt, ob und für welche Zeit der Leiter einer Behörde ſich 
ſelbſt beurlauben kann. 

5. Die Dienſtbezüge, deren Verluſt der Dienſtvorgeſetzte bei ſchuldhaftem Fernbleiben des Be⸗ 
amten vom Dienſt feſtgeſtellt hat, ſind für den Fall der Anrufung der Dienſtſtrafkammer bis zu deren 
Entſcheidung (88 105, 106 DStöO.) einzubehalten. 
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6. Für die Erteilung des alljährlichen Erholungsurlaubs bleiben die Richtlinien des Senats vom 
12. März 1926 (St. A. I S. 94) in der Faſſung der Erxlaſſe vom 7. März 1930 — Ziff. 1 — (St. A. 
S. 112), 30. Januar 1935 (St. A. I S. 42) und 10. März 1938 (St. A. I S. 101) maßgebend. 

7. Über den Erholungsurlaub hinaus kann der Dienſtvorgeſetzte in beſonderen Fällen (Familien⸗ 
ereigniſſe u. dgl.) den erforderlichen Urlaub gewähren. Die Dienſtbezüge werden in dieſen Fällen nicht 
gekürzt. 

8. Eine Beurlaubung aus dem Hauptamt auf mehr als ſechs Monate iſt nicht ſtatthaft, auch 
nicht für einen Urlaub zwecks Übertritts zu einer anderen Verwaltung oder in einen anderen Beruf. 

9. Urlaub, der lediglich perſönlichen Belangen des Beamten dient, wird, abgeſehen von Nr. 6, 
nur unter Fortfall der Dienſtbezüge gewährt. Bei einem Urlaub, der auch öffentlichen Belangen dient, 
können dem Beamten die Dienſtbezüge bis zur Dauer von 6 Monaten, für die ſechs Wochen über⸗ 
ſchreitende Zeit jedoch nur in halber Höhe, belaſſen werden. Die oberſte Dienſtbehörde kann Aus⸗ 
nahmen von dieſer Regelung gewähren; Ausnahmen für einen mittelbaren Staatsbeamten bedürfen der 
Zuſtimmung des Senats. 

10. Die Vorſchriften der Ziff. 8 und 9 gelten nicht für Urlaub, der auf allgemeine Anordnung 
des Senats oder mit ſeiner beſonderen Genehmigung erteilt wird. 

11. Eine Verwendung bei einer anderen öffentlichen Verwaltung oder bei einem anderen öffent⸗ 
lichen Dienſtherrn auf Grund einer Abordnung iſt nicht Urlaub im Sinne des 8 1% 


Zu den 88 18, 19 
Der Beamte kann zum Zwecke der von ihm für erforderlich gehaltenen perſönlichen Bericht⸗ 
erſtattung bei dem unmittelbaren Dienſtvorgeſetzten ſeinen Wohnort ohne Erlaubnis verlaſſen. 


Zu 8 21 

1. Die Vorſchrift, nach der das Aufrücken in Dienſtaltersſtufen verſagt werden kann, ſoll nicht 
auf Beamte angewendet werden, die infolge einer im Kriege, im Dienſt oder ſonſt im nationalen In⸗ 
tereſſe erlittenen Beſchädigung, vorübergehender Krankheit oder wegen geminderter Leiſtungsfähigkeit 
in den letzten Dienſtjahren vor Erreichung der Altersgrenze in ihren Leiſtungen nachlaſſen. 

2. Bevor dem Beamten das Aufrücken verſagt wird, ſoll ihm unter Verwarnung eine angemeſſene 
Friſt geſetzt werden, in der er ſeine Leiſtungen verbeſſern kann. Die Verſagung iſt dem Beamten 
ſchriftlich mitzuteilen. Wird die Entſcheidung nicht vom Senat getroffen, ſo iſt der Beamte darauf hin⸗ 
zuweiſen, daß er die Entſcheidung des Senats anrufen kann. 

3. Für Beamte auf Widerruf, die ſich nicht in einer Planſtelle befinden, bleibt 8 27 des Danziger 
Beſoldungsgeſetzes unberührt. 

Zu 8 22 

Staatsfeindlich iſt eine Tat, die geeignet und nach dem Willen des Täters dazu beſtimmt iſt, den 
Beſtand und die Sicherheit des Staates oder ſeiner nationalſozialiſtiſchen Führung zu untergraben oder 
zu gefährden. 

Zu 8 23 

1. Erſatzanſprüche des Dienſtherrn gegen den Beamten wegen eines durch ſchuldhafte Amts⸗ 
pflichtverletzung dem Dienſtherrn unmittelbar zugefügten Schadens verjähren in drei Jahren von dem 
Zeitpunkt an, in dem der Dienſtherr von dem Schaden und der Perſon des Erſatzpflichtigen Kenntnis 
erlangt hat, ohne Rüdfiht auf dieſe Kenntnis in zehn Jahren von der Begehung der Handlung an. 

2. Erſatzanſprüche des Dienſtherrn gegen den Beamten in Fällen, in denen der Dienſtherr einem 
durch eine ſchuldhafte Amtspflichtverletzung geſchädigten Dritten Schadenerſatz zu leiſten hat, verjähren 
in drei Jahren von dem Zeitpunkt an, in dem der Anſpruch des Dritten dieſem gegenüber von dem 
Dienſtherrn anerkannt oder dem Dienſtherrn gegenüber rechtskräftig feſtgeſtellt worden iſt und der 
Dienſtherr von der Perſon des Erſatzpflichtigen Kenntnis erlangt hat. 

3. Die Vorſchriften der Ziff. 1 und 2 finden auch auf die vor dem 1. Januar 1939 entſtandenen, 
zu dieſem Zeitpunkt noch nicht verjährten Schadenerſatzanſprüche des Dienſtherrn gegen den Beamten 
Anwendung. Der Beginn ſowie die Hemmung und Unterbrechung der Verjährung beſtimmen ſich je⸗ 
doch für die Zeit vor dem 1. Januar 1939 nach den bisherigen Geſetzen. Iſt die Verjährungsfriſt 
nach Ziff. 1 oder 2 kürzer als nach den bisherigen Geſetzen, ſo wird die kürzere Friſt vom 1. Januar 
1939 an berechnet. Läuft jedoch die in den bisherigen Geſetzen beſtimmte längere Friſt früher als die 
nach Ziff. 1 oder 2 maßgebende kürzere Friſt ab, ſo iſt die Verjährung mit dem Ablauf der längeren 
Friſt vollendet. 

4. Die Rechtsfolgen von Amtspflichtverletzungen, die vor dem 1. Januar 1939 begangen ſind, be⸗ 
ſtimmen ſich im übrigen nach bisherigem Recht; bei Amtspflichtverletzungen in Ausübung der öffent⸗ 
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lichen Gewalt kann die oberſte Dienſtbehörde jedoch S 23 Abf. 2 anwenden, wenn der Anſpruch gegen 
den Beamten nicht rechtshängig geworden iſt und die Forderung auf Erſatz eine Härte für den Be⸗ 
amten bedeuten würde. 

Zu 8 25 

1. Wegen der Begriffe deutſchen oder artverwandten Blutes (deutſchblütig) ſowie Miſchling erſten 
und zweiten Grades wird auf die Verordnung zum Schutze des deutſchen Blutes und der deutſchen Ehre 
vom 21. November 1938 (G. Bl. S. 616) hingewieſen. 

2. Wer als Beamter berufen werden ſoll, hat nachzuweiſen, daß er und ſein Ehegatte deutſch⸗ 
blütig ſind; er hat einen Fragebogen nach Formblatt 2 und, wenn er verheiratet iſt, eine Anzeige nach 
Formblatt 3 auszufüllen. Der Beamte, der eine Ehe eingehen will, hat vor der Eheſchließung nachzu⸗ 
weiſen, daß ſein künftiger Ehegatte deutſchblütig iſt. Bei der Anzeige iſt Formblatt 3 auszufüllen. 

3. Für den Nachweis der Abſtammung genügt im allgemeinen die Vorlegung der Geburtsurkunden 
des Beamtenanwärters, ſeines Ehegatten oder des künftigen Ehegatten des Beamten ſowie der 
Heirats⸗ und Geburtsurkunden ihrer Eltern und der Geburtsurkunden der Großeltern. Bei Ehrenbe⸗ 
amten kann von der Vorlage der Geburtsurkunden der Eltern und Großeltern abgeſehen werden, wenn 
keine Bedenken gegen die Annahme beſtehen, daß ſie deutſchblütig ſind. An Stelle der Urkunden kann 
auch der Ahnenpaß vorgelegt werden. 

4. Iſt der Erzeuger eines unehelichen Kindes unbekannt, geben insbeſondere ſtandesamtliche Ein⸗ 
tragungen, Gerichtsakten uſw. keinen Aufſchluß über ihn, ſo gilt ein von einer deutſchblütigen Mutter 
geborenes Kind bis zum Beweiſe des Gegenteils als deutſchblütig, ſofern nicht beſondere Umſtände 
dagegen ſprechen. 

5. Der Dienſtvorgeſetzte entſcheidet, ob der Abſtammungsnachweis erbracht iſt. Geben beſtimmte 
Anhaltspunkte Anlaß zu Zweifeln, ob der Beamte nanwärter, fein Ehegatte oder der künftige Ehegatte 
des Beamten deutſchblütig iſt, jo hat der Dienſtvor geſetzte einen Abſtammungsbeſcheid des Staatlichen 
Sippenamtes einzuholen. 

6. Schließt ein Beamter die Ehe, bevor der Dienſtvorgeſetzte entſchieden hat, daß gegen die Ehe⸗ 
ſchließung nach 8 25 Abſ. 2 nichts einzuwenden ſei, jo macht er ſich einer Pflichtverletzung ſchuldig. 
Außerdem findet $ 59 Abſ. 1 Satz 2 auf ihn keine Anwendung. 


Zu 8 27 

1. Vor der Berufung zum Beamten iſt zu prüfen, ob der Anwärter geſund iſt, ſich in geordneten 
wirtſchaftlichen Verhältniſſen befindet und guten Leumund hat. Ferner iſt ein Auszug aus dem Straf⸗ 
regiſter einzufordern. 

2. Das Beamtenverhältnis wird, wenn nicht bei Aushändigung der Ernennungsurkunde ausdrück⸗ 
lich ein ſpäterer Tag beſtimmt iſt, mit dem Tage der Aushändigung der Urkunde begründet. Eine Be⸗ 
rufung in das Beamtenverhältnis mit Rückwirkung auf einen früheren Zeitpunkt iſt unzuläſſig und in⸗ 
ſoweit unwirkſam. 

3. Bei Verſetzungen — auch zu einem anderen Dienſtherrn — und bei Beförderungen brauchen 
die Worte „unter Berufung in das Beamtenverhältnis“ nicht erneut ausgeſprochen zu werden. 


Zu 8 28 

1. Die Urkunde mit den Worten „auf Lebenszeit“ ſtellt, ſofern dieſe Worte nicht ſchon in der 
Ernennungsurkunde enthalten find, der Präſident des Senats oder die zur Ernennung des Beamten 
ermächtigte Dienſtſtelle aus. Iſt der Beamte zum Beamten auf Lebenszeit ernannt, ſo braucht dies bei 
Verſetzungen und Beförderungen nicht erneut ausgeſprochen zu werden. 

2. Die Friſt von fünf Jahren für die Führung des Amts bis zur Anſtellung auf Lebenszeit be⸗ 
ginnt mit dem Zeitpunkt, an dem dem Beamten unter Berufung in das Beamtenverhältnis das Amt 
übertragen iſt. Hat der in das Beamtenverhältnis Berufene bereits unmittelbar vor ſeiner Berufung 
auf Grund einer geſetzlichen Vorſchrift das Amt geführt, ſo beginnt die fünfjährige Friſt mit der tat⸗ 
ſächlichen Führung des Amts. Die Friſt wird nicht dadurch unterbrochen, daß ihm in ſeiner Laufbahn 
ein anderes Amt übertragen wird. 

3. Ein Beamter auf Widerruf kann auch vor Vollendung des 27. Lebensjahres in eine Plan⸗ 
ſtelle eingewieſen werden (Abſ. 2 Nr. 3). 

Zu 8 30 

1. $ 30 enthält keine zeitliche Beſchränkung für die Anſtellung von Beamten auf Lebenszeit, 
ſondern bringt die Verpflichtung, den darin bezeichneten Beamten ſpäteſtens nach ſechs Jahren auf 
Lebenszeit anzuſtellen. 

2. Die Friſt von ſechs Jahren beginnt nicht vor der erſten Einweiſung in eine Planſtelle. Dabei 
iſt es unerheblich, ob der Beamte vor oder nach dem Inkrafttreten des D. B. G. in die Planſtelle ein⸗ 
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gewieſen it. Die in Planſtellen bei verſchiedenen Behörden verbrachte Dienſtzeit iſt zuſammenzu⸗ 
rechnen. 

3. Bei Beamten auf Widerruf des unteren Dienſtes, die ohne Vorbereitungsdienſt und Prüfung 
unmittelbar in Planſtellen auf Probe angeſtellt werden, ſoll die Bewährungsfriſt höchſtens fünf Jahre 
betragen. 

Zu 8 35 
1. Die Laufbahnen der Beamten gliedern ſich in vier Laufbahngruppen, und zwar: 


umfaſſend die Beamten, die nach den beſtehenden 


Nr. Laufbahngruppe Grundſätzen in der Regel zuerſt angeſtellt werden 
Bezeichnung in einer Planſtelle (Eingangsſtelle) einer der 
Beſoldungsgruppen 
I | des unteren Dienſtes A 11 bis A 9 einſchließlich 
II des einfacheren mittleren Dienſtes KA 8 bis A 4 einſchließlich 
III des gehobenen mittleren Dienſtes A 4c bis A 3a einſchließlich 
IV des höheren Dienſtes 22 


Im Zweifel entſcheidet der Senat darüber, welcher der vorgenannten Laufbahngruppen ein Beamter 
angehört. Eine Laufbahn iſt einer anderen gleichwertig, wenn ſie derſelben Laufbahngruppe angehört. 

2. Abſatz 1 geſtattet für ſämtliche Beamte Verſetzungen innerhalb des Dienſtbereichs eines 
Dienſtherrn ſowie für Beamte auf Lebenszeit Verſetzung in den Dienſtbereich eines anderen Dienſtherrn, 
d. h., unmittelbare Staatsbeamte auf Lebenszeit können auch in den Dienſt einer Gemeinde oder öffentlich⸗ 
rechtlichen Körperſchaft und mittelbare Staatsbeamte auf Lebenszeit in den Dienſt des Staates, einer 
anderen Gemeinde oder einer anderen öffentlich-rechtlichen Körperſchaft verſetzt werden. 

3. Beamte auf Zeit oder auf Widerruf können nicht in den Dienſtbereich eines anderen Dienſt⸗ 
herrn verſetzt werden. 

4. Im Wege der Verſetzung darf ein Beamtenverhältnis auf Lebenszeit nicht in ein ſolches auf 
Zeit oder auf Widerruf oder umgekehrt umgewandelt werden. 

5. Die Verſetzung verfügt im Zweifel derjenige Dienſtvorgeſetzte, dem das bisherige Amt des 
Beamten und das neue Amt, an das der Beamte verſetzt werden ſoll, unterſtehen. 

6. Bei Wechſel eines Dienſtherrn erfolgt die Verſetzung ſowohl bei unmittelbaren wie auch bei 
mittelbaren Staatsbeamten ſtets durch den Senat. Die Verſetzung iſt auf der Ernennungsurkunde des 
Beamten durch den Senat zu vermerken. Einer beſonderen Entlaſſung durch den bisherigen Dienſtherrn 
und Berufung durch den neuen Dienſtherrn bedarf es nicht. 

7. Die Verſetzung wird mit dem in der Verſetzungsverfügung angegebenen Zeitpunkt wirkſam. 
Iſt ein Zeitpunkt nicht angegeben, ſo wird ſie mit dem Tage wirkſam, an dem ſie dem Beamten 
mitgeteilt iſt. 

8. Iſt ein Beamter auf Grund einer geſetzlichen Vorſchrift von einem anderen Dienſtherrn zu 
übernehmen, jo bedarf es einer Entlaſſung und Ernennung nicht; es genügt eine ſchriftliche Übernahme- 
verfügung der oberſten Dienſtbehörde des neuen Dienſtherrn. 


Zu 8 37 

1. Solange der Präſident des Senats keine neuen Beſtimmungen über die Amtsbezeichnungen 
der Beamten erlaſſen hat, verbleibt es bei den bisherigen Beſtimmungen. 

2. Der Beamte darf nur ſolche Titel führen, die ſtaatlich verliehen ſind. Bezeichnungen, die 
weder Titel ſind, noch eine Berufsbezeichnung bedeuten, ſondern lediglich die Zugehörigkeit zu Ver⸗ 
einigungen oder beſtimmte Leiſtungen bezeichnen (3. B. Mitglied der Akademie für deutſches Recht, 
Verwaltungsakademie⸗Diplominhaber u. dergl.), darf der Beamte außerhalb des Dienſtes ſeiner Amts⸗ 
bezeichnung zuſetzen; im Dienſt ſind ſolche Bezeichnungen nicht erlaubt. 

3. Der Senat kann einem Beamten geſtatten, nach Übertritt in ein anderes Amt ſeine bisherige 
Amtsbezeichnung weiterzuführen. 

4. Das Recht zur Führung einer geänderten Amtsbezeichnung (Abſ. 2 Satz 6) ſteht den Warte⸗ 
und Ruheſtandsbeamten auch dann zu, wenn ihnen ein neues Amt nicht übertragen iſt. Die Vorſchrift 
des Abi. 2 Satz 6 bezieht ſich jedoch nur auf Anderungen, die nach dem 20. Juni 1933 erfolgt ſind 
oder in Zukunft erfolgen. 5 

5. Die vor dem 1. Januar 1939 auf ihren Antrag entlaſſenen Beamten (einſchließlich der 
Ehrenbeamten) können die ihnen bei der Entlaſſung zuſtehende Amtsbezeichnung mit dem Zuſatz a. D. 
führen, ſofern der Senat dies genehmigt. $ 37 Abi. 4 gilt auch für fie. 
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6. Der Senat kann früheren, in eine andere Laufbahngruppe übergetretenen Gerichtsaſſeſſoren, 
wenn ſie aus dem Beamtenverhältnis entlaſſen ſind, erlauben, die Amtsbezeichnung Gerichtsaſſeſſor a. D. 
zu führen. 

Zu 8 38 

1. Dienftbezüge find Geldbezüge, auf deren Gewährung der Beamte einen Rechtsanſpruch hat, 
insbeſondere ſolche, die durch Geſetz (Beſoldungsgeſetz, Beſoldungsordnung, Satzung uſw.) vorge⸗ 
ſchrieben find, dagegen nicht geldliche Leiſtungen, die auf Kannvorſchriften beruhen (3. B. Unterhalts- 
zuſchüſſe u. dergl.). 

2. Wegen der Rüdforderung zuviel gezahlter Dienſt⸗ und Verſorgungsbezüge iſt $ 47 des Dan⸗ 
ziger Beſoldungsgeſetzes vom 19. Oktober 1928 (G. Bl. S. 328) auf alle Beamten anzuwenden. 

3. Werden Dienſt⸗ oder Verſorgungsbezüge nach dem Tage der Fälligkeit ausgezahlt, ſo beſteht 
gegen die Zahlungspflichtigen kein Rechtsanſpruch auf Verzinſung oder Erſatz des durch die ſpätere Aus⸗ 
zahlung entſtandenen Schadens. Zu 8 43 


Die Regelung der Rechtsverhältniſſe der Beamten bei der Umbildung von juriftiihen Perſonen 

des öffentlichen Rechts bleibt einer beſonderen Verordnung vorbehalten. 
Zu 8 46 

Zur Beſtreitung von Dienſtaufwandskoſten beſtimmte Einkünfte ſind Geldbezüge, die den In⸗ 
habern beſtimmter Amter zur pauſchalen Abgeltung des mit dem Amt verbundenen perſönlichen Auf⸗ 
wands (Repräſentation) gewährt werden. Auslagen für die mit dem Amt verbundenen ſächlichen Be⸗ 
dürfniſſe ſind keine Dienſtaufwandskoſten. 

Zu 8 47 

1. Wegen des Begriffs „gleichwertige Laufbahn“ vergleiche das zu 8 35 Beſtimmte. 

2. Bei etwaigem Bedarf haben die oberſten Dienſtbehörden, wenn nicht nach ihrem Ermeſſen 
zwingende dienſtliche Rückſichten entgegenſtehen, ſolche Beamten der eigenen oder einer fremden Ver⸗ 
waltung heranzuziehen, die in den Warteſtand verſetzt werden ſollen oder ſchon verſetzt find und deren 
weitere Verwendung wegen des Wertes ihrer Leiſtungen im ſtaatlichen Intereſſe gelegen iſt. 

3. Die Erſtattung des Anterſchieds zwiſchen den früheren und den neuen Dienſtbezügen kann der 
neue Dienſtherr von dem früheren Dienſtherrn nur für die nach dem 1. Januar 1939 in ein Amt ein⸗ 
berufenen Warteſtandsbeamten fordern. 

Zu 8 48 

Als voll verwendet gilt ein Warteſtandsbeamter nur dann, wenn er von der Dienſtbehörde bei der 

Einberufung eine dahingehende Mitteilung erhalten hat. 
Zu 8 51 

Der Beamte ſcheidet ebenfalls aus dem Beamtenverhältnis aus, wenn er die Danziger Staats⸗ 
angehörigkeit auf Grund der Rechtsverordnung vom 11. November 1938 (G. Bl. S. 623) betreffend 
Anderung des Geſetzes über den Erwerb und Verluſt der Danziger Staatsangehörigkeit vom 30. Mai 
1922 verliert. a Zu 8 53 


1. Iſt wegen mehrerer vorſätzlich begangener Straftaten auf eine Geſamtgefängnisſtrafe von einem 
Jahr oder längerer Dauer erkannt, ſo treten die gleichen Folgen ein. Iſt wegen vorſätzlicher und fahr⸗ 
läſſiger Handlungen auf eine Geſamtſtrafe erkannt, ſo gilt nur der nach dem Verhältnis der Einſatz⸗ 
ſtrafen auf die vorſätzlichen Handlungen entfallende Teil der Geſamtſtrafe. Mit der Rechtskraft des 
Urteils enden auch alle dem Beamten übertragenen Nebenämter. Die Zahlung der Dienſtbezüge iſt 
jedoch erſt mit dem Ende des Monats, in dem das Urteil rechtskräftig wird, einzustellen; Bezüge, die 
für den folgenden Monat bereits gezahlt ſind, ſind wieder einzuziehen. 

2. $ 53 gilt auch für Ehrenbeamte. 

Zu 8 55 

1. Als Bezüge, die der Beamte nach $ 55 Abſ. 1 nachträglich zu erhalten hat, gelten nur die 
Bezüge des Hauptamts ohne Dienſtaufwandskoſten. 

2. Als Arbeitseinkommen, das ſich der Beamte nach $ 55 Abſ. 7 anrechnen laſſen muß, gilt alles 
Einkommen, das nach den Steuergeſetzen als Arbeitseinkommen zu behandeln iſt. 

Zu 8 56 

Der Dienſtvorgeſetzte ſoll das Ausſcheiden aus dem Beamtenverhältnis, den Tag des Ausſcheidens 

und die Gründe dafür dem Beamten ſchriftlich bekanntgeben ($ 163). 
Zu 8 59 

8 59 bezieht ſich nur auf die nach Inkrafttreten des D. B. G. ernannten Beamten. Für die in dieſem 

Zeitpunkt bereits vorhandenen Beamten gilt § 180 a. 
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Zu 8 60 

1. Dem Verlangen eines Beamten auf Lebenszeit oder auf Widerruf nach Entlaſſung braucht nicht 
entſprochen zu werden, wenn er die Verpflichtung übernommen hat, eine beſtimmte Zeit im Dienſt zu 
bleiben. 

2. Ein nach $ 60 aus dem Dienſt des Staates entlaſſener Beamter darf bei einem anderen 
Dienſtherrn oder einer anderen Verwaltung nur mit Zuſtimmung des Senats beſchäftigt oder erneut 
zum Beamten ernannt werden. 

Zu 8 61 

Von der Entlaſſung von Poſtagenten, Poſtſtelleninhabern und Inhabern von Poſt⸗ und Tele⸗ 

graphenhilfsſtellen bei Erreichung der Altersgrenze kann bis zum 1. Januar 1944 abgeſehen werden. 


Zu 8 62 

1. Wenn der Widerruf zu einem ſpäteren Zeitpunkt als dem der Mitteilung wirkſam wird, ſo er⸗ 
hält der Beamte die vollen Dienſtbezüge bis Ende des Monats. in dem dieſer Zeitpunkt liegt. 

2. Für die Berechnung des Übergangsgeldes ſind maßgebend: 

a) die Dienſtbezüge des letzten Monats nach Abzug der allgemeinen Kürzung (Artikel III der 
Rechtsverordnung vom 11. März 1932 — G. Bl. S. 135 — nebſt Anderungen) und der Feſt⸗ 
beſoldetenſteuer; 

b) die Zahl der vollen Dienſtjahre im Beamtenverhältnis. 

3. Das Übergangsgeld iſt von der Behörde feſtzuſetzen, die die Dienſtbezüge feſtſetzt. Es iſt beim 
Ausſcheiden in einer Summe zu zahlen und bei dem Haushaltstitel zu buchen, aus dem das Dienſt⸗ 
einkommen gezahlt wurde. Das Übergangsgeld iſt einkommenſteuerfrei. 

4. Zu den Dienſtbezügen, nach denen das Übergangsgeld zu berechnen iſt, rechnen nicht Dienſtauf⸗ 
wandskoſten, Gebührenanteile der Gerichtsvollzieher, Kleidergeld und dergleichen. 

5. Wird das Beamtenverhältnis durch Dienſt bei der Wehrmacht oder durch Kriegsdienſt unter⸗ 
brochen, ſo iſt dieſe Zeit bei der Berechnung des Übergangsgeldes zu berückſichtigen. 


Zu 8 63 

1. Von der Entlaſſung verheirateter weiblicher Poſtagenten, Poſtſtelleninhaber und Inhaber von 
Poſt⸗ und Telegraphenhilfsſtellen kann bis auf weiteres abgeſehen werden. 

2. Fällt die dauernde wirtſchaftliche Verſorgung nachträglich weg und beantragt die ausge⸗ 
ſchiedene Beamtin aus dieſem Grunde ihre Wiederbeſchäftigung im öffentlichen Dienſt, ſo ſoll der An⸗ 
trag nach Möglichkeit berückſichtigt werden. 

3. Eine Beamtin, die ihre Entlaſſung mit Rückſicht auf ihre bevorſtehende Verheiratung bean⸗ 
tragt und die Ehe vor Ablauf von drei Monaten ſeit dem Entlaſſungstage geſchloſſen hat, erhält eine 
Abfindung gemäß 88 64, 65. 

Zu 8 64 

1. Für die Berechnung der Abfindungsſumme ſind die Dienſtbezüge des letzten Monats (als 
ledige Beamtin) nach Abzug der allgemeinen Kürzung (Artikel III der Rechtsverordnung vom 11. März 
1932 — G. Bl. S. 135 — nebſt Anderungen) und der Feſtbeſoldetenſteuer maßgebend. 

2. Die Abfindungsſumme iſt von der Behörde feſtzuſetzen, die für die Feſtſetzung des Ruhegehalts 
($ 126) zuſtändig wäre. Die Abfindungsſumme iſt beim Ausſcheiden in einer Summe fällig. Sie iſt 
einkommenſteuerfrei. x 

Zu $ 65 

Als Dienitzeit gilt auch die Warteſtandszeit und bei Lehrerinnen die an ſtaatlich anerkannten 

Privatſchulen verbrachte Dienſtzeit. Das Übergangsgeld nach 8 62 iſt keine Abfindung im Sinne des 


8 65. Zu 8 66 
Für die Mitteilung der ſchriftlichen Verfügung über die Entlaſſung gilt 8 163. 


Zu 8 68 

Beamte, die bis Ende Februar 1939 die Altersgrenze erreichen, treten erſt mit Ende März 1939 

in den Ruheſtand, ſoweit ſie nicht nach bisherigem Recht zu einem früheren Zeitpunkt in den Ruheſtand 
zu treten haben. Zu 8 70 
d 


1. Der Antrag auf Verſetzung in den Ruheſtand iſt ſchriftlich zu ſtellen. Er darf nicht an Be⸗ 
dingungen geknüpft ſein und kann nicht mehr zurückgenommen werden, wenn er dem Dienſtvorgeſetzten 
zugegangen iſt, der die Verſetzung in den Ruheſtand auszuſprechen oder dem Senat vorzuſchlagen hat. 

2. Für die Kalenderjahre 1939, 1940 und 1941 tritt an die Stelle des 62. Lebensjahres das 
60. Lebensjahr ($ 179 Abi. 1). 
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Zu 8 71 
Der Dienſtvorgeſetzte veranlaßt die zur Aufklärung des Sachverhalts erforderlichen Ermittlungen 
und legt ſie mit einer Außerung des Beamten der oberſten Dienſtbehörde vor. Hält dieſe nach den 
Ermittlungen den Verdacht eines Tatbeſtandes nach $ 71 Abſ. 1 für gegeben, ſo leitet ſie das Unter⸗ 
ſuchungsverfahren ein und ernennt den Unterſuchungsführer. Für das Verfahren gelten die SS 45, 
46, 47 und 51 der Dienſtſtrafordnung ſinngemäß. Eidliche Zeugenvernehmungen in einem vorangegan- 
genen Strafverfahren oder Dienſtſtrafverfahren können verwertet werden. 


Zu 8 73 
1. Die Friſten des Abſ. 1 beginnen mit dem 1. Januar 1939. 
2. Der Zeitraum von mehr als 3 Monaten iſt auch dann erfüllt, wenn der Beamte innerhalb 
von 6 Monaten mit Unterbrechungen mehr als 3 Monate keinen Dienſt getan hat. 
3. Hat ein Dienſtvorgeſetzter die ärztliche Unterſuchung oder Beobachtung angeordnet, jo trägt 
die Dienſtſtelle die dadurch entſtandenen Koſten. 


Zu 8 74 
Das zu $ 70 unter Ziff. 1 Beſtimmte gilt auch hier. 


Zu $ 75 
1. Verfahren auf zwangsweiſe Verſetzung in den Ruheſtand, die am 1. Januar 1939 noch nicht 
beendet ſind, ſind unter Berückſichtigung der bisherigen Feſtſtellungen nach neuem Recht durchzuführen. 
2. Zu den Koſten des Verfahrens gehören auch die baren Auslagen des Pflegers. 


Zu $ 77 
1. Das zu 8 70 unter Ziff. 1 Beſtimmte gilt auch hier. 
2. Wegen des Begriffs „gleichwertige Laufbahn“ vergleiche das zu § 35 Beſtimmte. 
3. Kommt ein Beamter feiner Verpflichtung nach S 47 Abſ. 2, § 48 Abſ. 2 nicht nach, To iſt 
die vorgeſchriebene Feſtſtellung unverzüglich zu treffen. 
4. Ein Beamter, dem vor dem 1. Januar 1939 ein Amt einer nicht gleichwertigen Laufbahn 
übertragen worden iſt, tritt aus ſeinem bisherigen Amt ſpäteſtens mit Ende März 1939 in den Ruhe⸗ 


ſtand. 
Zu 8 78 
Die ſchriftliche Mitteilung über die Verſetzung in den Ruheſtand iſt dem Beamten nach $ 163 zu⸗ 
zuſtellen. 
Zu 8 80 


1. Wegen des Begriffs „Dienſtbezüge“ im Sinne des Abſ. 1 Nr. 1 gilt das zu § 38 Beſtimmte. 
2. (1) Der Wohnungsgeldzuſchuß nach Abſ. 1 Nr. 2 wird wie folgt feſtgeſetzt: 


Monatsbetrag für Tarifklaſſe 


1 II III | IV V VI | VII VII bei 
40 v. H. 
Abzug 
Ee G G G 8 G 


für Ruheſtandsbeamte mit weniger als 3 kinder⸗ | 
beihilfefähigen Kindern -. - » 2:22 2.. 185 | 148 | 111 82 62 | 46 30 18 
für verheiratete, verwitwete oder geſchiedene Ruhe- 
ſtandsbeamte mit 3 oder 4 kinderbeihilfefähigen 
Kindern m deset e. d 215 172 129 95 73 54 35 — 
für verheiratete, verwitwete oder geſchiedene Ruhe⸗ 
ſtandsbeamte mit 5 oder mehr kinderbeihilfe⸗ 
fühtgen Kindern and. % 245 196 147 108 84 62 | 40 — 


2 (2) Welcher der Wohnungsgeldzuſchußſätze (Abſ. 1) im einzelnen in Betracht kommt, richtet ſich 
nach dem Beſoldungsrecht. 

(3) Bei Anderungen des Familienſtandes, die eine Neuberechnung des Wohnungsgeldzuſchuſſes 
zur Folge haben, iſt der höhere Wohnungsgeldzuſchuß vom Erſten des Monats an in Anſatz zu 
bringen, in dem ſich das für die Erhöhung des Wohnungsgeldzuſchuſſes maßgebende Ereignis zuge⸗ 
tragen hat. Verringert ſich die Zahl der kinderbeihilfefähigen Kinder und bedingt dieſe Anderung des 
Familienſtandes eine Herabſetzung des Wohnungsgeldzuſchuſſes, ſo bleibt der Wohnungsgeldzuſchuß 
in der bisherigen Höhe noch für den laufenden und die folgenden 12 Monate maßgebend. 


63 


3. Beiſpiel zu Abſ. 1 für die Berechnung der ruhegehaltfähigen Dienſtbezüge eines verhei⸗ 
rateten Regierungs⸗Oberinſpektors ohne Kinder der Beſoldungsgruppe A 4e im Endgrundgehalt mit 
einer ruhegehaltfähigen Zulage von 82 G monatl.: 


cb 513,— G 
zu Nr. 2: Wohnungsgeldzuſchuß Ils 82,— G 
zu Nr. 3: Ausgleichszuſch lags 0 
zu Nr. 4: ruhegehaltfähige Zulage 82 


ruhegehaltfähige Dienſtbezüge zuſ. 680, — G. 


4. Abſ. 2 gilt nicht für Beförderungen, die bereits vor dem 1. Januar 1939 ausgeſprochen 
worden ſind. f 

5. (1) Eingangsitelle einer Laufbahn (Abi. 2) iſt deren niedrigſte Planſtelle, d. h. die Planſtelle. 
in der ein Beamter der betreffenden Laufbahn nach den beſtehenden Grundſätzen zuerſt angeſtellt wird. 
Für einen Beamten, der Laufbahnen mehrerer Laufbahngruppen (vgl. das zu $ 35 Ziff. 1 Beſtimmte) 
angehört hat, iſt die Eingangsſtelle der Laufbahn maßgebend, in der er ſich beim Eintritt des Ver⸗ 
ſorgungsfalles befindet. 

(2) Die Dienſtbezüge nach einer für die Laufbahn eines Beamten nicht als Eingangsſtelle dienen⸗ 
den Beſoldungsgruppe ſind hiernach als ruhegehaltfähig zu berückſichtigen, wenn er fie ſeit dem Zeit⸗ 
punkt, zu dem ihm die ſeinem Amt entſprechende Planſtelle verliehen worden iſt, mindeſtens 1 Jahr 
bezogen hat. Hat der Beamte die Dienſtbezüge nicht 1 Jahr bezogen, ſo iſt er verſorgungsrechtlich ſo 
zu behandeln, als ob er bis zum Eintritt des Verſorgungsfalles in dem vorher bekleideten Amt ver⸗ 
blieben wäre. f 
Zu 8 81 

1. Ruhegehaltfähige Dienſtzeit iſt ſowohl die Dienſtzeit als unmittelbarer wie als mittelbarer 
Staatsbeamter. Als „Tag der erſten Ernennung“ iſt nicht der Tag der erſten planmäßigen An⸗ 
ſtellung, ſondern der Tag anzuſehen, mit dem das Beamtenverhältnis begründet worden iſt; vgl. zu $ 27 
Ziff. 2. Ein Wechſel des Dienſtherrn nach der erſten Ernennung des Beamten hat auf die ruhegehalt⸗ 
fähige Dienſtzeit keinen Einfluß. Mehrere Beamtendienſtzeiten werden zuſammengerechnet: Unter⸗ 
brechungen zählen nicht mit. 

2. Die ruhegehaltfähige Dienſtzeit iſt, ſoweit ſie nicht volle Jahre umfaßt, nach der Talender- 
mäßigen Zahl der Tage zu berechnen. Bei der Zuſammenrechnung ſind je 365 Tage — auch in 
Schaltjahren — als ein Jahr anzuſetzen. Getrennte Dienſtzeiten ſind rechnungsmäßig geſondert zu 
behandeln. Halbe Tage, die ſich bei der Berechnung der Geſamtdienſtzeit ergeben, zählen nicht mit. 
Hat ein Beamter z. B. Dienſtzeiten vom 16. 7. 1897 bis 31. 3. 1900, vom 12. 11. 1906 bis 2. 3. 
1932 und vom 1. 4. 1935 bis 31. 7. 1937 zurückgelegt, ſo beträgt ſeine ruhegehaltfähige Dienſtzeit: 


vom 186. 7. 1897 bi 15. 7. 18999 dn. „. eee. DE 2 Jahre — Tage 
„ 16. 7. 1899 „ 31. 3. 1900 (kein Shaltiaht) - hie 259 
„ BEE: „111. 1. 8 1 „ b mm 2809 5 — „ 
„ 12. 11. 1931 „ 2. 3. 1932 (einſchl. 1 Schaltta g)) W ah 112 „ 
DF 19377 PR IREYORENIT FR RT. a 4 — „ 
e eee nne ET UN, EN a 

n, . TEIENDRBIEN RE BEN ER Ban — 


34 Jahre 493 Tage 
oder 35 „ 128 
35 volle Jahre. 
Die Tage des Beginns und der Beendigung des Beamtenverhältniſſes zählen mit. Beim Ableben eines 
Beamten zählt der Todestag mit, nicht aber der Reſt des Sterbemonats und die Zeit, für die Sterbe⸗ 
geld gewährt wird. 
3. () Ubi. 1 Nr. 3 gilt bei unbeſoldeten Beamten nur für einen Urlaub, der bei beſoldeten Be- 
amten unter Fortfall der Dienſtbezüge gewährt wird. 

(2) Als Beurlaubung (Abſ. 1 Nr. 3) gilt nicht eine Abordnung; vol. Ziff. 11 zu $ 17. Die 
Berückſichtigung der Zeit einer Beurlaubung kann von der Leiſtung eines Verſorgungszuſchlags von 
20 v. H. der Dienſtbezüge (Grundgehalt, ruhegehaltfähige Zulagen, Wohnungsgeldzuſchuß und Aus⸗ 
gleichszuſchlag) abhängig gemacht werden. 

4. Unter Abfindung oder Übergangsgeld im Sinne von Adi. 1 Nr. 5 iſt auch jede Abfindung oder 
jedes Übergangsgeld auf Grund früherer Beſtimmungen zu verſtehen, ſofern das Übergangsgeld oder 
die Abfindung nicht bereits vor Verkündung des Geſetzes zurückgezahlt iſt. 
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Zu 8 82 

1. Dienſt in der Wehrmacht (Nr. 1) iſt der Dienſt als Soldat in der ehemaligen und neuen deut⸗ 
ſchen Wehrmacht und in dem früheren öſterreichiſch-ungariſchen Heer. 

2. (1) Eine bei der Marine auf einer Seereiſe in außerdeutſchen Gewäſſern bei ununterbrochenem 
Bordkommando zugebrachte Dienſtzeit, deren Dauer mindeſtens ſechs Monate beträgt, wird angerechnet: 

a) ſoweit der Beamte ſie nach vollendetem ſiebenundzwanzigſten Lebensjahr, aber vor ſeiner 

Ernennung zum Beamten abgeleitet hat, doppelt; 

b) in ſonſtigen Fällen, alſo auch wenn ſie vor das ſiebenundzwanzigſte Lebensjahr fällt, 

einfach. 

(2) Das gleiche gilt für die Zeit der Verwendung als Soldat in den ehemaligen deutſchen 
Schutzgebieten und deren Hinterländern, im Dienſt des Deutſchen Reiches oder im Dienſt der deutſchen 
Schutztruppen in Afrika, ſofern ſie mindeſtens ſechs Monate ohne Unterbrechung gedauert hat. 

(3) Soweit die vorſtehend erwähnten Dienſtzeiten Kriegsdienſtzeiten ſind, richtet ſich ihre An⸗ 
rechnung ausſchließlich nach S 83 in Verbindung mit $ 82 Nr. 1. 

3. Arbeitsdienſt (Nr. 2) bedeutet: 

a) Reichsarbeitsdienſt, 
b) Danziger Staatlicher Hilfsdienſt, 
c) Freiwilliger Arbeitsdienſt. 

4. Ruhegehaltfähig im Sinne der Nr. 3 iſt auch die Zeit, in der der Inhaber eines Verſorgungs⸗ 
ſcheines nicht in einem Beamten-, ſondern in einem privatrechtlichen Verhältnis im Dienſte des Staates 
uſw. geſtanden hat. Bei der vollen Beſchäftigung iſt nicht erforderlich, daß ſie mit dem Ziele der 
ſpäteren Berufung in das Beamtenverhältnis erfolgte. Ausgeſchloſſen von der Anrechnung iſt die Zeit 
einer vorläufigen Beſchäftigung als ungelernter Arbeiter. b 

5. Dem Inhaber eines Verſorgungsſcheins ſteht der Inhaber eines Anſtellungsſcheins gleich. Per⸗ 
ſonen, die mit Ablauf eines beſtimmten Tages einen geſetzlichen Anſpruch auf Zuteilung eines Ver⸗ 
ſorgungsſcheins hatten, denen dieſer Verſorgungsſchein indeſſen ohne ihr Verſchulden verſpätet aus⸗ 
gehändigt worden iſt, gelten von dem Tage an als Inhaber eines Verſorgungsſcheins, an dem der 
Schein hätte ausgehändigt werden müſſen. Der Zeitraum, um den es ſich handelt, ergibt ſich aus dem 
Vermerk, den der Verſorgungsſchein in ſolchen Fällen enthält. 


Zu 8 83 

1. 8 83 behandelt nur die Erhöhung der ruhegehaltfähigen Dienſtzeit durch Teilnahme an einem 
Kriege. Die Kriegszeit wird hiernach angerechnet: 

a) wenn ſie vor Vollendung des ſiebenundzwanzigſten Lebensjahres liegt, nur mit der Er⸗ 
höhung nach $ 83, 

b) wenn ſie nach Vollendung des ſiebenundzwanzigſten Lebensjahres, aber vor der Ernennung 
zum Beamten liegt, als Dienſt in der Wehrmacht nach $ 82 Nr. 1 und außerdem mit 
der Erhöhung nach $ 83, 

e) wenn fie nach Vollendung des ſiebenundzwanzigſten Lebensjahres und nach Ernennung zum 
Beamten liegt, als Beamtendienſtzeit nach 8 81 und außerdem mit der Erhöhung nach 
$ 83, ſoweit fie jedoch als Beamtendienſtzeit nach 8 81 Abſ. 1 Nr. 1, 2, 3 oder 6 unberück⸗ 
ſichtigt bleibt, nach den Grundſätzen unter Buchſtabe b. 

2. Die Grundſätze unter Ziff. 1 gelten entſprechend für die Zeit einer Kriegsgefangenſchaft. 

3. Die Zeit einer Kriegsgefangenſchaft wird weder als Dienſtzeit nach $ 81 oder $ 82 Nr. 1 noch 
mit der Erhöhung nach 8 83 angerechnet, wenn nachgewieſen wird, daß die Kriegsgefangenſchaft durch 
böswilliges Verhalten oder Feigheit verurſacht worden iſt. 

4. (1) Die Anrechnung der Kriegsdienſtzeit 1914 bis 1918 richtet ſich nach den deutſchen Erlaſſen 
vom 7. September 1915 (Reichsgeſ.Bl. S. 599), vom 24. Januar 1916 (Reichsgeſ. Bl. S. 85), vom 
30. Januar 1917 (Reichsgeſ. Bl. S. 149), vom 20. März 1917 (Reichsgeſ. Bl. S. 315) und vom 
21. Januar 1918 (Reichsgeſ. Bl. S. 73). Die Vorſchriften über die Abgrenzung des Kriegsgebietes 
ſind veröffentlicht im Armee-Verordnungsblatt 1917 S. 28, 253, 297, 373, 445. 

(2) Für die Anrechnung von Kriegsjahren und die erhöhte Anrechnung von Kriegsdienſtzeit für 
Kriegsteilnehmer kommen im übrigen hauptſächlich die nachſtehenden deutſchen Beſtimmungen in Be⸗ 
tracht 

Verordnungen vom 8. Auguſt und 5. September 1901 (Armee-Verordnungsbl. S. 326 und 

345): Expedition gegen China, 

Verordnung vom 2. Januar 1904 (Marine-Verordnungsbl. S. 1 u. 2): Blockade gegen Vene⸗ 

zuela, 
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Verordnung vom 29. September 1904 (Reichsgeſ. Bl. S. 381): Aufſtände der Bondelzwart⸗ 
Hottentotten und der Hereros in Südweſtafrika 1903/04, 
Verordnung vom 12. Oktober 1905 (Reichsgeſ. Bl. S. 761): Aufſtände im Südweſtafri⸗ 
kaniſchen Schutzgebiete, 
Verordnung vom 27. Februar 1906 (Reichsgeſ. Bl. S. 430): Aufſtände im Südweſtafrikaniſchen 
Schutzgebiete, 
Verordnung vom 30. Januar 1907 (Reichsgeſ. Bl. S. 39): Aufſtand in Deutſch-Oſtafrika, 
Verordnung vom 12. April 1907 (Reichs geſ. Bl. S. 154): Aufſtände im Südweſtafrikaniſchen 
Schutzgebiete, 
Verordnung vom 17. November 1906 (Reichsgeſ. Bl. 1907 S. 742): Gefechte und Kriegs⸗ 
züge in Deutſch⸗Oſtafrika und Kamerun 1905/06, 
Verordnung vom 14. Januar 1908 (Reichsgeſ. Bl. S. 13): Aufſtand in Deutſch-Oſtafrika 
1905/06/07, 
Erlaß des RF M. — Nr. 995 (RBB. 1924 S. 279), 
Erlaß des RF M. — Nr. 1102 (RBB. 1924 S. 367), 
Erlaß des RF M. — Nr. 1167 (RBB. 1925 S. 127), 
Erlaß des RF M. — Nr. 1678 (RBB. 1929 S. 26). 

5. Die Anrechnung einer Kriegsgefangenſchaft in den Jahren 1914 bis 1918 richtet ſich nach der 
deutſchen Verordnung vom 30. November 1918 (Reichsgeſ. Bl. 1919 S. 183). Die Anrechnung als 
Kriegsjahre iſt bereits dann begründet, wenn die beſonderen Gefahren für Leib und Geſundheit an je 
einem Tage der fraglichen Kalenderjahre vorgelegen haben. 

6. Beiſpiel: 

Beamter, geboren am 21. Juli 1890, zum Beamten ernannt am 1. April 1925, 


Eintritt in den aktiven Militärdiend t 24. 10. 1912 
e ene een 3. 8. 1914 
r enen en TONER 23. 12. 1914 
, STIRITU SON 24. 2. 1915 
im Heimatlazarett und beim Erfaßtruppenteil bis . . . 2.2... 29. 12. 1915 
als Soldat dienſtlich im Kriegsgebiet vom 30. Dezember 1915 bis 6. 1. 1916 
anche ene r derer eee enn 370 np, eee . eee. 3908 3. 1. 1917 
beim Kämpfen an der Somme verwundet und in Gefangenſchaft geraten am 12. 1. 1917 
in der Schweiz interniert ah 38g. Mm... 26. 9. 1917 
Entlaſſung aus der Internierung und dem Heeresdienſt ae 30. 1. 1919. 


Ruhegehaltfähig iſt die nach erfülltem 27. Lebensjahr liegende Dienſtzeit vom 21. Juli 1917 bis 
30. Januar 1919 ($ 82). Hierzu Erhöhung 
für 1914, 1916 und 1917 je 1 Kriegsjahr = 3 Jahre — Tage ($ 83), 
für 25. 2. bis 29. 12. 1915 ſowie für 1. 1. bis 31. 12. 1918 = 673 Tage 
zur Be — 3361/ Tage ($ 179 Abſ. 6). 


A n mer tung: Die Vorausſetzung für die Anrechnung des Jahres 1916 als Kriegsjahr (2 Monate im Kriegsgebiet) ift 
erfüllt durch Hinzurechnung der Zeit vom 1. 1. bis 24. 2. 1915 (Kriegslazarett) zu der Zeit vom 
30. 12. 1915 bis 6. 1. 1916. 


Zu 8 84 


Bei der Ermittlung des Zeitraumes von ſechs Monaten nach Abſ. 1 ſind die in außereuropäiſchen 
Ländern und auf Seereiſen verbrachten Dienſtzeiten zuſammenzuzählen. 


Zu 8 85 

1. Die neue Berechnungsweiſe des Ruhegehalts unterſtellt die Zurücklegung der bisher für die 
Entſtehung des Ruhegehaltsanſpruchs notwendig geweſenen zehnjährigen Dienſtzeit und nimmt das bis⸗ 
her durch Anrechnung von Vordienſtzeiten gewollte Ergebnis inſoweit teilweiſe vorweg. Dieſem Um⸗ 
ſtand iſt bei der Handhabung des Abſatzes 1 Rechnung zu tragen. 

2. Die Anwendung des Abſ. 1 ſetzt Würdigkeit des Beamten voraus. Die Frage der Bedürftig⸗ 
keit bedarf hierbei keiner Prüfung. 

3. (1) Entſprechend den verſchiedenen Werdegängen der Beamten ſind gemäß Abſ. 1 als ruhe⸗ 
gehaltfähig im allgemeinen zu berückſichtigen die Vordienſtzeiten nach 

Nrn. 2 und 3: uneingeſchränkt, 

Nr. 1: zur Hälfte bis zur Höchſtgrenze von zehn Jahren, 
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Nr. 4: bei einem Beamten, der den für feine oder eine gleichwertige Laufbahn vorgeſchriebenen 
oder üblichen Vorbereitungsdienſt abgeleiſtet und die vorgeſchriebenen oder üblichen Prü⸗ 
fungen beſtanden hat, gekürzt um vier Jahre, bei einem Beamten, der nur ein Hochſchul⸗ 
ſtudium oder eine Sonderausbildung als Künſtler erfolgreich beendet hat, gekürzt um ſieben 
Jahre; bei einem ſonſtigen Beamten gekürzt um zehn Jahre: 

bis zur Hälfte und Höchſtgrenze von zehn Jahren, ſodann vermehrt um eine nach dem 
17. bis zum vollendeten 27. Lebensjahr im Sinne des § 82 Nr. 1 bis 3 zurück⸗ 
gelegte Dienſtzeit, 

Nr. 5: gekürzt um mindeſtens zehn Jahre, letztere vermindert um eine nach dem 17. bis zum voll⸗ 
endeten 27. Lebensjahr im Sinne dieſer Nr. 5, des $ 81 Abſ. 1 ſowie des $ 82 zurück⸗ 
gelegte Dienſtzeit. Beim Zuſammentreffen von Vordienſtzeiten nach Nr. 4 und Nr. 5 dürfen 
Zeiten, die bereits zu Nr. 4 berückſichtigt worden ſind, zu Nr. 5 nicht nochmals berückſichtigt 
werden. 

(2) Nichtöffentlicher Schuldienſt nach Nr. 2 kann inſoweit berückſichtigt werden, als er unter 
voller Beſchäftigung (mindeſtens zwölf Wochenſtunden) bei einer privaten Haupt⸗(Volks⸗) oder mitt⸗ 
leren Schule und einer als höhere Schule oder als Erſatz für eine öffentliche Berufs- oder Fachſchule 
ſtaatlich anerkannten Privatſchule geleiſtet worden iſt. Als zwiſchenſtaatliche öffentliche Einrichtungen 
nach Nr. 3 gelten z. B. der Völkerbund, das Internationale Arbeitsamt und internationale Kommij- 
ſionen. Vordienſtzeiten, bei denen die Vorausſetzungen des § 84 vorliegen, können im Rahmen der 
Vorſchriften des $ 85 Abſ. 1 bis zur Grenze des Doppelten berückſichtigt werden. 

4. Als Vordienſtzeit nach Abſ. 1 Nr. 5 kommt nur eine Zeit in Betracht, während der der Be- 
dienſtete ſtändig als Hilfskraft tätig, d. h. ausſchließlich oder überwiegend mit Dienſtverrichtungen 
wie ein Beamter betraut geweſen iſt. 

5. Zeiten, die vor einem früheren Beamtenverhältnis liegen, dürfen nicht berückſichtigt werden, 
wenn die Zeit des früheren Beamtenverhältniſſes ſelbſt nach 8 81 Abſ. 2 nicht angerechnet wird. 

6. Zeiten zwiſchen zwei Beamtenverhältniſſen dürfen nur ausnahmsweiſe und nur dann berückſich⸗ 
tigt werden, wenn das frühere Beamtenverhältnis nicht durch Verſchulden des Beamten endete. Ein 
Verſchulden liegt nicht vor, wenn das Beamtenverhältnis wegen geſetzlicher Laufbahnvorſchriften, wegen 
Dienſtunfähigkeit oder Arbeitsmangels endete; gleiches gilt, wenn ein hochſchulmäßig juriſtiſch oder 
techniſch vorgebildeter Beamter im Anſchluß an die große Staatsprüfung von Amts wegen oder auf 
ſeinen Antrag entlaſſen worden iſt. 


Zu $ 86 
Das Wartegeld beträgt bei einer ruhegehaltfähigen Dienitzeit (§8 81 bis 85) 
von weniger als 1 Jah nel TR eie done 50 vom Hundert, 
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der ruhegehaltfähigen Dienſtbezüge (§ 80). 
Zu 8 87 


Für die Neufeſtſetzung des Wartegeldes verlängert ſich die ruhegehaltfähige Dienſtzeit nur um die 
Zeit, während der der Warteſtandsbeamte nach § 48 Abſ. 1 verwendet worden iſt. 


Zu 8 88 
1. Soll ein Ruheſtandsbeamter im öffentlichen Dienſt nur probeweiſe oder vorübergehend be⸗ 
ſchäftigt werden, jo hat dies in der Regel in der Form eines Privatdienſtverhältniſſes zu geſchehen. 
2. Wird ein Ruheſtandsbeamter im öffentlichen Dienſt wiederverwendet, ſo kann die ruhegehalt⸗ 
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fähige Dienſtzeit des früheren Beamtenverhältniſſes weder durch die Einrechnung einer nachträglichen 
Dienſtzeit in Form eines Privatdienſtverhältniſſes (vgl. Ziff. 1) noch durch diejenige einer ſpäteren Be- 
amtendienſtzeit erhöht werden. Dies gilt ſelbſt dann, wenn der wiederverwendete Nuheſtandsbeamte aus 
dem ſpäteren Beamtenverhältnis nach deſſen Beendigung kein Ruhegehalt erhält. 

3. Ruhegehalt aus dem neuen Amte wird nur gewährt, wenn der Beamte nach mindeſtens ein— 
jähriger Bekleidung des Amtes erneut in den Ruheſtand verſetzt wird. 

4. Treten die geſetzlichen Vorausſetzungen für die Verſetzung in den Ruheſtand ein, ſo iſt dieſe 
auch dann auszusprechen, wenn der wiederverwendete Ruheſtandsbeamte aus dem neuen Beamtendienſt⸗ 
verhältnis noch kein Ruhegehalt erhalten kann. 

5. Das Ruhegehalt aus dem neuen Amte iſt auf der Grundlage der ruhegehaltfähigen Dienſt⸗ 
bezüge des neuen Amtes und der nach $$ 81 bis 85 anrechnungsfähigen Dienſtzeit, alſo unter Ein⸗ 
rechnung der ruhegehaltfähigen Dienſtzeit des früheren Beamtenverhältniſſes in diejenige des neuen zu 
berechnen. Die Weitergewährung des früheren Ruhegehalts richtet ſich nach 8 129 Abſ. 2. 

6. Die Vorſchriften des 88 88 Abſ. 2 und die vorſtehenden Ziffern 3 bis 5 gelten entſprechend 
für Ruheſtandsbeamte, die zu Beamten auf Widerruf ernannt waren und nach $ 76 Abſ. 1 oder 2 
in den Ruheſtand verſetzt werden. Zu $ 89 


1. Für einen Beamten, der Laufbahnen mehrerer Laufbahngruppen (vgl. das zu 8 35 Beſtimmte) 
angehört hat, iſt die Laufbahn maßgebend, in der er ſich beim Eintritt des Verſorgungsfalles befindet. 

2. Die Grundſtufe beträgt, abgeſehen von den Fällen des § 89 Abf. 2 (ogl. Ziff. 3), bei ſämt⸗ 
lichen Beamten 35 vom Hundert der ruhegehaltfähigen Dienſtbezüge ($ 80). Die Steigerungs⸗ 
ſtufen ergeben ſich aus folgender Überſicht: 


Ru halt 
Zahl der (v. H. der zuhenehattfählgen Dienſtbezüge) 
vollendeten ür Beamte 
ruhegehaltfähigen des unteren und es Bchobenen f 
Dienſtjahre en mittleren Dienſtes des höheren Dienſtes 
1 1 

1 37 35 30 

2 39 37 35 

3 41 39 37 

4 43 41 39 

5 45 43 41 

6 47 45 43 

7 49 47 45 

8 51 49 47 

9 53 51 49 

10 55 93 51 

11 57 55 53 

1 59 57 55 

13 61 59 57 

14 63 61 59 

His, 65 63 61 

16 66 65 63 

17 67 65 

18 68 67 
19 69 
20 70 
21 71 
22 72 
23 73 
24 74 
25 75 
26 76 
27 77 
28 f 78 
29 79 
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3. Das Mindeſtruhegehalt nach Abſ. 2 beträgt monatlich ungekürzt: 


für ledige Ruheſtandsbeamte 98 G, 
für verheiratete, verwitwete oder geſchiedene Ruheſtandsbeamte 
mit weniger als 3 5 A ˙·˙ TEE 106 G, 
mit 3 oder 4 kinderbeihilf I nu un. . 110 6, 


mit 5 oder mehr fähigen Kindern 114 G. 


4. Die Anwendung des Abſ. 3 ſetzt Würdigkeit und Bedürftigkeit voraus. Der zu gewährende 
Betrag iſt nach dem Grad der Bedürftigkeit unter Berücksichtigung der Länge der Dienſtzeit zu be⸗ 


meſſen. Zu 8 90 

Der Beamte kann beantragen, daß ihm ein mit niedrigeren Dienſtbezügen ausgeſtattetes Amt, für 
das er geeignet iſt, übertragen wird, z. B. wenn er vermeiden möchte, daß er aus ſeinem Amt wegen 
Dienſtunfähigkeit in den Ruheſtand verſetzt oder daß ihm ein anderer dienſtlicher Wohnſitz angewieſen 
werden muß. Der Antrag gilt als nicht lediglich im eigenen Intereſſe geſtellt, wenn er auch den Be⸗ 
langen der Verwaltung dient. Daß dies zutrifft, iſt dem Beamten bei Anordnung des Übertritts in 
das neue Amt mitzuteilen. Die Höhe der früheren Dienſtbezüge iſt nach den Vorſchriften zu ermitteln, 
die beim Eintritt des Verſorgungsfalles gelten. Das Beamtenverhältnis des Beamten darf in dieſem 
Zuſammenhange nicht unterbrochen ſein. 

Zu 8 92 

1. Bezüge des Verſtorbenen (Ab. 1) ſind Geldbezüge ſchlechthin, alſo auch ſolche, die auf Kann⸗ 
beſtimmungen beruhen (3. B. Unterhaltszuſchüſſe). 

2. Wegen des Begriffs der Dienſtaufwandskoſten vgl. zu § 46. 


Zu 8 93 

1. Vorausſetzung für die Gewährung des Sterbegeldes an die Witwe iſt, daß die Ehe beim 
Tode des Beamten weder nichtig, noch rechtskräftig für nichtig erklärt oder aufgehoben, noch rechts⸗ 
kräftig geſchieden iſt; der Scheidung ſteht die Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft gleich, wenn die 
eheliche Gemeinſchaft nicht vor dem Tode wiederhergeſtellt worden war. Die Tatſache des Getrennt- 
lebens für ſich allein iſt ohne Einfluß. 

2. Wegen des Begriffs „Dienſtbezüge“ gilt Ziff. 1 zu 8 38. 

3. Die Höhe des Sterbegeldes richtet ſich während der ganzen Bewilligungszeit nach den dem Ver⸗ 
ſtorbenen während des Sterbemonats zuſtehenden Bezügen (8 92); Anderungen der Bezüge, die bei 
Lebzeiten des Bezugsberechtigten während dieſes Zeitraums eingetreten wären, berühren weder die 
Bewilligung noch die Höhe des Sterbegeldes; jedoch werden Kinderbeihilfen für ſolche Kinder gezahlt, 
für die die Vorausſetzungen zum Bezuge erſt während dieſes Zeitraums eintreten oder wieder ein⸗ 
treten. 

Beiſpiele: 

a) Stirbt ein Ruheſtandsbeamter, deſſen Ruhegehalt 80 vom Hundert ſeiner ruhegehalt⸗ 
fähigen Dienſtbezüge beträgt, in dem Monat, in dem er das 65. Lebensjahr vollendet, ſo 
wird das Sterbegeld in Höhe der Bezüge des Sterbemonats gewährt, obwohl das Ruhe- 
gehalt des Verſtorbenen ſelbſt während dieſes Zeitraumes nur noch 75 vom Hundert 
ſeiner ruhegehaltfähigen Dienſtbezüge betragen hätte. 

b) War ein Unterhaltsbeitrag nur auf Zeit bewilligt und wäre dieſe Zeit innerhalb der 
für das Sterbegeld beſtimmten Friſt abgelaufen, ſo wird das Sterbegeld trotzdem für volle 
drei Monate gewährt. 

4. Die Vorſchriften des $ 93 gelten auch in anderen als den in ſeinem Abſ. 1 Satz 2 bezeich⸗ 
neten Fällen, in denen einem früheren Beamten zur Zeit ſeines Todes Verſorgungsbezüge bewilligt 
waren, auf deren Gewährung ein Rechtsanſpruch nicht beſtanden hat, z. B. Gnadenbewilligungen in den 
Fällen der 88 54, 132 DBG., 89 64, 104 DSt O. 

5. Den Hinterbliebenen eines während der vorläufigen Dienſtenthebung verſtorbenen Beamten wer⸗ 
den als Sterbegeld die vollen Dienſtbezüge des Beamten auch dann gewährt, wenn die Einbehaltung 
eines Teils der Dienſtbezüge angeordnet war, da auch die einbehaltenen Bezüge in dieſem Falle nicht 
verfallen, ſondern nachzuzahlen ſind (vgl. $ 82 Abſ. 2, $ 52 Abi. 1 Nr. 2 und 8 63 Abſ. 3 DStöO.). 

6. Wegen der Höhe des Sterbegeldes beim Tode eines mit Gehaltskürzung beſtraften Beamten 
oder eines mit Ruhegehaltskürzung beſtraften Ruheſtandsbeamten ſind die Vorſchriften des $ 7 Abſ. 3 
und 8 9 Abſ. 1 DStO. zu beachten. 

7. Unter den Kindern von Beamtinnen (Abſ. 2) ſind auch uneheliche Kinder zu verſtehen. Die Be⸗ 
treuung der Kinder durch einen Fürſorgeverband ſchließt die Gewährung des Sterbegeldes nicht aus. 
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Zu 8 94 
Zu den Verwandten der aufſteigenden Linie gehören die Eltern, Großeltern uſw., nicht dagegen die 
Stief⸗ oder Pflegeeltern. Zu den Geſchwiſtern gehören die halbbürtigen, nicht aber die Stiefge⸗ 


ſchwiſter. Zu 8 96 
Abſ. 2 iſt auch dann anwendbar, wenn die Hinterbliebenen die Erbſchaft ausſchlagen. 
Zu 8 97 


1. An Kindes Statt angenommene Kinder ſtehen den für ehelich erklärten Kindern gleich. 

2. Zu den Beamten, die zur Zeit ihres Todes Ruhegehalt erhalten hätten, zählen die im § 76 
Abſ. 2 aufgeführten Beamten auf Widerruf jedoch nur dann, wenn ihnen vor ihrem Tode die Ent⸗ 
ſcheidung über ihre Verſetzung in den Ruheſtand bereits zugeſtellt worden iſt. 

3. Wurde die eheliche Gemeinſchaft nach der Aufhebung ($ 1575 BGB.) wiederhergeſtellt, jo ſind 
die mit der Aufhebung verbundenen Wirkungen wieder weggefallen (8 1587 BGB.); vol. auch 
Ziff. 1 zu § 93. 

4. Wird eine neue Ehe einer Beamtenwitwe auf Nichtigkeits⸗ oder Anfechtungsklage für nichtig 
erklärt oder wird ſie aufgehoben, ſo wird für die Zeit, während der die neue Ehe beſtand, kein 
Witwengeld gewährt. Für die Zeit nach rechtskräftiger Feſtſtellung der Nichtigkeit beſteht ein Anſpruch 
auf Witwengeld nur dann, wenn die Witwe bei Eingehung der neuen Ehe die Nichtigkeit oder Anfecht⸗ 
barkeit dieſer Ehe nicht kannte. 

5. Adoptivkinder ſind nicht waiſengeldberechtigt; dagegen iſt die Gewährung des Waiſengeldes 
nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß die Waiſe von einem Dritten an Kindes Statt angenommen iſt. 

6. Eine als Dienſtſtrafe verfügte Gehalts⸗ oder Ruhegehaltskürzung beeinflußt die Höhe des 
Witwen⸗ und Waiſengeldes nicht (§S 7 Abſ. 3 und $ 9 Abſ. 1 DSt O.). 

7. Vorausſetzung für die Gewährungen an Kinder (auch uneheliche) von Beamtinnen (8 97 Abſ. 3) 
ſind Bedürftigkeit und Würdigkeit der Empfänger. Die wirtſchaftlichen Verhältniſſe der Kinder ſind zu 
berückſichtigen. Die Bewilligung iſt in der Regel auf Zeit auszuſprechen; vor einer Verlängerung ſind 
die wirtſchaftlichen Verhältniſſe erneut zu prüfen. 


Zu 8 98 
1. Betrug das Ruhegehalt eines vor Vollendung des 65. Lebensjahres verſtorbenen Beamten 
mehr als 75 v. H. der ruhegehaltfähigen Dienſtbezüge (§ 89 Abſ. 1), ſo iſt das Witwengeld nicht 
nach dem tatſächlichen Ruhegehalt, ſondern nur nach einem ſolchen von 75 v. H. der ruhegehaltfähigen 
Dienſtbezüge zu berechnen. Damit iſt der Vorſchrift des Abſ. 1, nach der das Witwengeld höchſtens 
45 v. H. der ruhegehaltfähigen Dienſtbezüge betragen darf, Rechnung getragen. 
2. Das Min deſt witwengeld nach Abſ. 2 beträgt monatlich ungekürzt für Witwen 


C 2  Seahdnedbingerene 
mit 5 ober mehr EEE eds mug ‚tun. 76 0 
3. Das Höchſt witwengeld nach Abi. 2 beträgt monatlich ungekürzt für Witwen 
ee Kan | be eee 
mit 5 oder mehr fähigen Kindern 897 G 
Zu $ 101 


1. Witwen: und Waiſengeld nach Abi. 2 werden nur auf Antrag bewilligt. Dem Antrag iſt nur 
ſtattzugeben, wenn die Bewilligung nach Prüfung der geſamten Sachlage, insbeſondere der wirtſchaft⸗ 
lichen Verhältniſſe, gerechtfertigt erſcheint. 

2. Hat der Ruheſtandsbeamte im Alter von fünfundſechzig Jahren oder ſpäter zum erſten Male 
geheiratet, ſo dürfen Hinterbliebenenbezüge nur dann bewilligt werden, wenn beſondere Billigkeits⸗ 
gründe vorliegen. Iſt die Witwe weniger als vierzig Jahre alt, jo ſind gleichfalls beſondere Billigkeits⸗ 
gründe erforderlich, wenn die Ehe nicht wenigſtens fünf Jahre gedauert hat und aus der Ehe keine 
Kinder hervorgegangen ſind. 

3. Im übrigen ſollen Ausnahmeverhältniſſe (wie hohes Alter des Verſtorbenen bei der Ehe⸗ 
ſchließung, Altersunterſchied der Ehegatten von mehr als 20 Jahren, vorauszuſehende kurze Dauer der 
Ehe) durch nur bruchteilweiſe Bewilligung der nach dem Geſetz zu berechnenden Bezüge (etwa ein 
Drittel, einhalb, zwei Drittel, vier Fünftel) berückſichtigt werden. Die Bewilligung ſoll im allge⸗ 
meinen nicht auf Lebenszeit, ſondern „bis auf weiteres“ ausgeſprochen werden, um der Verwaltung die 
Möglichkeit zu geben, die Bezüge bei Anderung der wirtſchaftlichen Verhältniſſe der Beteiligten ganz 
oder teilweiſe einzuſtellen oder zu erhöhen. 
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Zu 8 102 

1. Ein Unterhaltsbeitrag nach Ab. 1 kann der geſchiedenen Ehefrau eines verſtorbenen Beamten 
auch dann gewährt werden, wenn der Verſtorbene für überwiegend ſchuldig erklärt war oder wenn er 
der Frau im Falle der Scheidung ohne Verſchulden beider Ehegatten Unterhalt zu gewähren hatte 
($ 1569 des Bürgerlichen Geſetzbuchs, S 69 Abi. 2, § 96 des Ehegeſetzes vom 25. Auguſt 1938 
— G. Bl. S. 249 —). 

2. War die Ehe des verſtorbenen Beamten aufgehoben oder für nichtig erklärt, ſo kann der 
früheren Ehefrau ein Unterhaltsbeitrag in den Fällen bewilligt werden, in denen der Verſtorbene bei 
Beurteilung feiner Unterhaltspflicht kraft geſetzlicher Vorſchrift wie ein alleinſchuldig geſchiedener Ehe- 
mann zu behandeln war ($ 1345 des Bürgerlichen Geſetzbuchs, 8 31 Abſ. 1, $ 42 Abi. 2, 88 88, 
92 des Ehegeſetzes) oder in denen er der Frau nach Maßgabe des § 69 Abſ. 2 des Ehegeſetzes in 
Verbindung mit $ 16 der Verordnung vom 31. Auguſt 1938 (G. Bl. S. 361) zur Durchführung und 
Ergänzung des Ehegeſetzes Unterhalt zu gewähren hatte. 

3. Ein Unterhaltsbeitrag kommt nur in Betracht, wenn die ſchuldlos geſchiedene Frau nicht wieder 
geheiratet hat und, falls die Ehe nicht geſchieden wäre, einen Anſpruch auf Witwengeld gehabt hätte. 

4. Nach § 100 dürfen Witwen⸗ und Waiſengeld weder einzeln noch zuſammen den Betrag des 
Ruhegehalts überſteigen, das der Verſtorbene erhalten hat oder das er zu erhalten hätte, wenn er am 
Todestage in den Ruheſtand getreten wäre. Dieſer Betrag darf auch dann nicht überſchritten werden, 
wenn neben Witwen- und Waiſengeld nach SS 98,99 noch Unterhaltsbeitrag nach § 102 gewährt wird. 

5. Als Unterhaltsbeitrag ſoll kein höherer Betrag bewilligt werden als der Betrag des Unter⸗ 
halts, den die frühere Ehefrau vorausſichtlich erhalten hätte, wenn der Verſtorbene noch lebte. 

6. Abſ. 2 gilt auch beim Tode eines Ruheſtandsbeamten. 


Zu 8 104 
Die Vorſchrift gilt auch für die Bemeſſung des Unterhaltsbeitrags nach § 102. 


Zu S 105 
Wird das Kind während des Sterbemonats oder während der Zeit, für die Sterbegeld gewährt 
wird, geboren, ſo wird für dieſe Zeit nur die Kinderbeihilfe gezahlt. Die Gewährung von Waiſengeld 
ſetzt erſt nach Ablauf dieſer Zeit ein; für Kinder, die nach Ablauf der Sterbegeldzeit geboren werden, 
wird das Waiſengeld für den Geburtsmonat voll gewährt. Letzteres gilt entſprechend für die Ge⸗ 
währung von Unterhaltsbeiträgen nach $ 103 an die Waiſen von Widerrufsbeamten. 


Zu 8 106 
Abſ. 1 Satz 2 Halbſatz 2 und Abſ. 2 gelten auch für lebenslänglich bewilligte Unterhaltsbeiträge. 


Zu $ 107 

1. Als Dienſtunfall gelten nicht ſolche fortwirkenden ſchädlichen Einflüſſe des Dienſtes, die all- 
gemein zu einer Erkrankung des Beamten führen können. 

2. Unfälle auf Dienſtreiſen und Dienſtgängen und während der dienſtlichen Tätigkeit am Beſtim⸗ 
mungsort der Dienſtreiſe uſw. ſind Dienſtunfälle. 

3. Der Verletzte iſt verpflichtet, ſich einer dienſtlich angeordneten ärztlichen Unterſuchung und ge⸗ 
gebenenfalls einer ärztlichen Beobachtung in einem Krankenhaus zu unterziehen. Die Koſten dieſer 
Maßnahmen trägt die Verwaltung. 

4. (1) Für einen Dienſtunfall, den ein am 15. November 1938 im Dienſt oder im Warteſtand 
befindlicher Beamter vor dem 15. November 1938 erlitten hat, wird von dieſem Tage ab Heilfürſorge 
nach den Vorſchriften der SS 109, 110 gewährt. Im übrigen richtet fi die Unfallfürforge für Un⸗ 
fälle, die ſich vor dieſem Zeitpunkt ereignet haben, nach bisherigem Recht. Dies gilt auch dann, wenn 
das Beamtenverhältnis des durch den Unfall Verletzten erſt nach dem 31. Dezember 1938 endet, es 
ſei denn, daß nach den allgemeinen Vorſchriften der SS 79 bis 106 eine höhere Verſorgung zu ge- 
währen iſt. 

(2) Für einen Dienſtunfall, den ein Beamter in der Zeit vom 15. November bis 31. Dezember 
1938 erlitten hat, wird Unfallfürſorge nach neuem Recht (88 107 bis 125) gewährt. Dies gilt auch 
dann, wenn das Beamtenverhältnis vor dem 1. Januar 1939 geendet hat. Unfallfürſorge wird jedoch 
nach bisherigem Recht gewährt, wenn dieſes für den Verletzten günſtiger iſt. 


Zu 8 108 
Vorausſetzung für die Gewährung des Ruhegehalts iſt die Beendigung des Beamtenverhältniſſes 
durch Eintritt in den Ruheſtand. Zu 8 109 


1. Das Heilverfahren kann auch in einer Krankenhausbehandlung beſtehen; dieſe umfaßt Unter⸗ 
kunft, Verpflegung, ärztliche Behandlung, Pflege, Verſorgung mit Arznei und anderen Heilmitteln. 
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Über die Notwendigkeit der Krankenhausbehandlung entſcheidet der behandelnde Arzt. Der Dienſtvor⸗ 
geſetzte kann mit der Feſtſtellung der Notwendigkeit auch einen beamteten Arzt beauftragen Als Kranken⸗ 
häuſer im Sinne dieſer Vorſchrift gelten nicht Geneſungs⸗ und Erholungsheime, auch wenn ſie mit 
Krankenhäuſern verbunden ſind. Bei Behandlung in Privatkliniken ſind die Grundſätze für die Ge⸗ 
währung von Notſtandsbeihilfen vom 16. Dezember 1937 (St. A. S. 717) ſinngemäß anzuwenden. Die 
Koſten der Behandlung in einer Privatklinik, die unzweifelhaft auch im Danziger Städtiſchen Kranken⸗ 
haus entſtanden wären, ſind erſtattungsfähig. Erſtattet werden in der Regel nur die Koſten der dritten 
Klaſſe des Kranlenhauſes. Wenn der Zuſtand des Verletzten oder die Schwere ſeines Leidens es er⸗ 
fordern oder andere ärztliche Gründe dafür ſprechen, können auch die Koſten einer anderen Klaſſe er⸗ 
ſtattet werden. 

2. Der Verletzte iſt verpflichtet, ſich einer Krankenhausbehandlung oder Heilanſtaltspflege zu unter⸗ 
ziehen, wenn nach dem Gutachten des behandelnden Arztes N 

N a) die Art der Verletzung eine Behandlung oder Pflege verlangt, die in der Familie des 
Verletzten nicht möglich iſt, 
b) der Zuſtand oder das Verhalten des Verletzten eine fortgeſetzte Beobachtung erfordert, 
c) die Behandlung oder Pflege notwendig iſt, weil der Verletzte wiederholt den Anordnungen 
des behandelnden Arztes zuwidergehandelt hat. 
In anderen Fällen bedarf es der Zuſtimmung des Verletzten. 

3. (1) Die Verſorgung mit „Heilmitteln“ ſchließt auch die Gewährung von Badekuren ein; Bade⸗ 
kuren ſollen jedoch nur dann bewilligt werden, wenn andere Behandlungsverfahren keinen genügenden 
Erfolg haben oder in abſehbarer Zeit erwarten laſſen. 

(2) Koſten für Badekuren werden nur erſtattet, wenn die oberſte Dienstbehörde auf Grund des 
Gutachtens eines beamteten Arztes zu ſolchen Heilverfahren vorher ihre Zuſtimmung erteilt hat. Die 
oberſte Dienſtbehörde kann dieſe Befugnis auf die ihr unmittelbar nachgeordneten Dienſtbehörden 
übertragen. 

4, Die vorgeſetzte Dienſtbehörde kann anordnen, daß das Heilverfahren ganz oder teilweiſe von der 
Verwaltung ſelbſt durchgeführt wird. Durch die Anordnung fällt der Anſpruch auf Erſtattung von 
baren Auslagen weg, ſoweit ſie nicht auf Grund von Maßnahmen entſtehen, die vor der Anordnung 
getroffen worden ſind. Inwieweit dieſe Auslagen zu erſtatten ſind, entſcheidet die vorgeſetzte Dienſt⸗ 
behörde. s 

5. Soweit die Verwaltung nicht ſelbſt das Heilverfahren durchführt, wird der Anſpruch des Ver⸗ 

letzten auf Heilverfahren dadurch erfüllt, daß die ihm erwachſenen notwendigen baren Auslagen 
erſtattet werden; die vorgeſetzte Dienſtbehörde kann aber in geeigneten Fällen mit Zuſtimmung des 
Verletzten die Aufwendungen für das Heilverfahren in Form einer jederzeit widerruflichen Zuwendung 
ablöſen. 
6. Die oberſte Dienſtbehörde kann anordnen, daß für die Dauer einer Krankenhausbehandlung 
oder einer gewährten Badekur von den laufenden Bezügen des Verletzten, mit Ausnahme der Kinder⸗ 
beihilfen, bis zu 33 / vom Hundert einbehalten werden. Die Einbehaltung ſoll nur erfolgen, wenn an⸗ 
zunehmen iſt, daß der Verletzte Aufwendungen für Beköſtigung uſw. ſpart. Dieſe Beſtimmung gilt 
ſinngemäß auch für die Fälle, in denen das Heilverfahren von der Verwaltung ſelbſt durchgeführt wird 
(val. Ziff. 4). Die Beträge, deren Einbehaltung zuläſſig iſt, können auch nachträglich von den zu er⸗ 
ſtattenden Koſten abgezogen werden. 2 

7. Zu den „Hilfsmitteln“ (§ 109 Nr. 3) gehören nicht nur Gebrauchsmittel oder Gegenſtände, die 
unmittelbar die Dienſt⸗ oder Erwerbsfähigkeit heben, ſondern auch ſolche, die notwendig ſind, um den 
Allgemeinzuſtand des Verletzten zu beſſern, körperliche Beſchwerden zu beſeitigen oder eine Verſchlim⸗ 
merung zu verhüten. Was als „Hilfsmittel“ anzuſehen iſt, richtet fi) nach den Umſtänden des Einzel⸗ 
falles. Im allgemeinen gehören hierzu orthopädiſche Gebrauchsgegenſtände (Krücken, fahrbare Stühle 
ufw.). Zur Gewährung von Hilfsmitteln gehören auch die zur Inſtandhaltung und Erneuerung der 
Hilfsmittel notwendigen Auslagen. a 

g. Als Koſten des Heilverfahrens find auch die Koſten zu erſtatten, die für die Benutzung von 
Beförderungsmitteln anläßlich der ärztlichen oder Krankenhausbehandlung oder der Behandlung in 
einer Privatklinik und zur Erreichung der Wohnung des Verletzten aufgewendet werden mußten. Hier⸗ 
zu rechnen auch die erforderlichen Koſten für die Überführung der Leiche eines infolge Dienſtunfalls 
Verſtorbenen bis zur Wohnung oder zum Wohnort. | 

9. Die baren Auslagen für ärztliche Behandlung follen in der Regel nur in Grenzen der nach 
den ärztlichen und zahnärztlichen Gebührenordnungen geltenden Mindeſtſätze erſtattet werden. 

10. Die Koſten des Heilverfahrens ſind regelmäßig erſt nach deſſen Abſchluß zu erſtatten; auf 
Antrag können Abſchlagszahlungen gewährt werden. ee? 
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11. Über die Erſtattung von Koſten, die aus einer ärztlicherſeits nicht angeordneten oder em⸗ 
pfohlenen Heilbehandlung durch andere Perſonen als Arzte entſtehen (Naturheilkundige, Maſſeure uſw.), 
entſcheidet die vorgeſetzte Dienſtbehörde. 

12. Auslagen für Stärkungsmittel werden nur erſtattet, wenn fie nach ärztlicher Verordnung not⸗ 
wendig ſind. 

Zu 8 110 

1. Dieſe Vorſchrift bezieht ſich auf ſolche Verletzte, die noch nicht in den Ruheſtand getreten ſind. 
Hilflos iſt nur der, für deſſen Pflege dauernd eine fremde Arbeitskraft ganz oder doch in erheb⸗ 
lichem Umfang in Anſpruch genommen werden muß, weil er zu den Verrichtungen des täglichen Lebens 
aus eigener Kraft nicht mehr imſtande iſt. 

2. Die oberſte Dienſtbehörde kann an Stelle der Erſtattung der Koſten für eine angenommene 
notwendige Pflegekraft für die Pflege des Verletzten anderweit Sorge tragen; ſie kann dieſe Befugnis 
auf die ihr unmittelbar unterſtellten Dienſtbehörden übertragen. Als „Pflegekraft“ gelten Krankenpfleger, 
Krankenſchweſtern oder ſonſtige Pflegekräfte; zu den „ſonſtigen Pflegekräften“ können in beſonderen 
Fällen auch Familienangehörige gezählt werden, namentlich dann, wenn ſie zwecks Durchführung der 
Pflege einen Beruf aufgeben und dadurch einen Ausfall an Arbeitseinkommen erleiden, oder wenn ſie 
durch die Pflege ſo in Anſpruch genommen ſind, daß eine Hilfe für den Haushalt angenommen werden 
muß. Was als „notwendige“ Pflegekraft anzuſehen iſt, entſcheidet die oberſte Dienſtbehörde endgültig. 


Zu 8 111 

1. Die Dienſtunfähigkeit muß auf den Dienſtunfall zurückzuführen fein. 8 111 ſetzt das Ruhegehalt 
feſt, das zu gewähren iſt, wenn der Verletzte nach 8 108 Nr. 2 infolge des Dienſtunfalls dienſt⸗ 
unfähig geworden iſt und ſein Beamtenverhältnis durch Eintritt in den Ruheſtand endet. Die in Abſ. 2 
vorgeſehene Erhöhung beträgt nicht 20 v. H. des Ruhegehalts, ſondern 20 v. H. der ruhegehaltfähigen 
Dienſtbezüge. 

2. Der Zuſchlag zum Ruhegehalt nach Abſ. 4 iſt ein Pflegegeld, kein Ruhegehalt, da er nur für 
die Dauer der Hilfloſigkeit gewährt werden darf, ſich alſo in der Hauptſache nach dem tatſächlichen Auf⸗ 
wand richtet. 

3. Nach den allgemeinen Vorſchriften über Ruhegehalt richten ſich z. B. Zahlungsbeginn, Zah⸗ 
lungsart des Ruhegehalts, Regelung des Ruhegehalts nach § 89 Abf. 1 Satz 3, Anwendung der 
Ruhensvorſchriften, Abtretung, Verpfändung, Pfändung uſw. 


Zu 8 112 
Dienſtbezüge der Planſtelle ſind Dienſtbezüge aus der unterſten Dienſtaltersſtufe. 


Zu $ 113 

1. Die Feſtſtellung, daß der Tod des Verletzten die Folge eines Dienſtunfalls iſt, erfolgt auf 
Grund eines ärztlichen Zeugniſſes. 

2. Stirbt ein Verletzter, der infolge eines Dienſtunfalls dienſtunfähig geworden iſt, nicht an den 
Folgen des Unfalls, ſondern aus anderen Urſachen, jo ſteht den Hinterbliebenen Hinterbliebenenver⸗ 
ſorgung nur nach den allgemeinen Vorſchriften der 88 92 ff. zu. Diefe Bezüge ſind aber unter Zu⸗ 
grundelegung des nach $ 111 gewährten Ruhegehalts zu berechnen, wenn der Verſtorbene ein ſolches 
bezogen hat. 

3. Nach den allgemeinen Vorſchriften für die Hinterbliebenenverſorgung richten ſich z. B. neben 
Zahlungsbeginn, Zahlungsart uſw. — vgl. Ziff. 3 zu 8 111 — auch die für Beamtenhinterbliebene vor⸗ 
geſehenen Mindeſt⸗ und Höchſtſätze der Verſorgungsgebührniſſe. 


Zu 8 115 
Das Maß der Erhöhung über 20 vom Hundert beſtimmt endgültig die oberſte Dienſtbehörde; 
ſie kann dieſe Befugnis auf die ihr unmittelbar nachgeordneten Dienſtbehörden übertragen. Bei Beſſe⸗ 
rung der Erwerbsfähigkeit der Witwe iſt das Witwengeld wieder herabzuſetzen. 


Zu 8 116 

1. Waiſengeld wird nur den elternloſen Enkeln gezahlt, die der Verſtorbene zur Zeit ſeines Todes 
unentgeltlich unterhalten hat. Es genügt alſo nicht, daß gelegentlich den Enkeln Unterhalt gewährt wor⸗ 
den iſt. Unentgeltliche Unterhaltsgewährung liegt ſchon dann vor, wenn der Verſtorbene den Unterhalt 
des Kindes überwiegend beſtritten hat. 

2. Die nach Beendigung des Beamtenverhältniſſes für ehelich erklärten Kinder eines verſtorbenen 
männlichen Beamten erhalten kein Waiſengeld (vgl. $ 97 Abſ. 2), wohl aber eine Kinderbeihilfe 
(§ 125 a Abſ. 2). 
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Zu 8 118 

Stehen unter Zugrundelegung des ſich aus 8 111 ergebenden Ruhegehalts der Witwe oder den 
Kindern nach den 88 97 ff. im einzelnen höhere Beträge an Witwen⸗ und Waiſengeld zu, als ſie im 
einzelnen nach den 88 115 und 116 beziehen würden, ſo erhalten ſie die höheren Bezüge nach den 
88 97 ff. Hiermit wird ausdrücklich ein perſönliches Recht jedes einzelnen Berechtigten anerkannt. Dem⸗ 
nach ſind nicht die Geſamtbezüge der Hinterbliebenen an Witwen⸗ und Waiſengeldern gegenüberzu⸗ 
ſtellen, ſondern das Witwengeld nach 8 115 iſt mit dem Witwengeld nach $ 98 und das Waiſengeld 
nach $ 116 mit dem nach $ 99 zu vergleichen und dann je der höhere Betrag zu gewähren. Der Ge⸗ 
ſamtbetrag der Hinterbliebenenbezüge darf aber die geſetzlich vorgeſchriebenen Höchſtbeträge (SS 100, 
118 Abſ. 2) nicht überſchreiten. Für den Vergleich mit den allgemeinen Vorſchriften kommen die Vor⸗ 
ſchriften über die Gewährung von Unterhaltsbeiträgen nicht in Betracht. 


Zu 8 119 
Inwieweit bei einem Dienſtunfall Erſatz für beſchädigte oder zerſtörte Kleidungsſtücke oder für 
ſonſtige Gegenſtände geleiſtet werden kann, entſcheidet die oberſte Dienſtbehörde. 


Zu 8 120 
1. Die Vorſchrift bezieht ſich auf Beamte, deren Beamtenverhältnis durch Ausſcheiden (88 51 
bis 56), durch Entlaſſung (88 57 bis 59 und 63 bis 66) und durch Verurteilung zur Entfernung 
aus dem Dienſt geendet hat. Auch Beamte auf Widerruf ohne Dienſtbezüge ſowie die Beamten nach 
§ 67 Abſ. 2 fallen hierunter. 
2. Bei der Feſtſetzung des Unterhaltsbeitrags für einen Beamten ohne Dienſtbezüge dienen die 
Leiſtungen der Angeſtelltenverſicherung als Anhalt. 


Zu 8 121 

1. Die Höhe des Unterhaltsbeitrags bemißt ſich nach dem Grade der Erwerbsbeſchränkung, wie 
ſie für den allgemeinen Arbeitsmarkt in Betracht kommt; der Grad der Erwerbsbeſchränkung iſt durch 
amtsärztliche Unterſuchung feſtzuſtellen. Ob und wann Nachunterſuchungen zum Zwecke der Neufeſt⸗ 
ſetzung des Unterhaltsbeitrags vorzunehmen ſind, beſtimmt die oberſte Dienſtbehörde; ſie kann dieſe Be⸗ 
fugnis auf die ihr unmittelbar nachgeordneten Dienſtbehörden übertragen. Im übrigen ſind die zur 
Nachprüfung des Grades der Erwerbsbeſchränkung erforderlichen Nachunterſuchungen zu den von dem 
beamteten Arzt zu beſtimmenden Terminen vorzunehmen. Dem Empfänger eines Unterhaltsbeitrags, 
der ſich ohne triftigen Grund der Nachunterſuchung entzieht, iſt der Unterhaltsbeitrag ganz oder teil⸗ 
weiſe zu verſagen. Die Entſcheidung trifft in dieſem Falle die oberſte Dienſtbehörde. 

2. Der Unterhaltsbeitrag wird mit Ablauf des Monats erhöht, in dem der die Veränderung aus⸗ 
ſprechende Beſcheid zugeſtellt iſt. Bei einer Minderung des Unterhaltsbeitrags oder deſſen Wegfall 
wird die Zahlung des bisherigen Betrages mit dem Ablauf des Monats eingeſtellt, der auf die Zu⸗ 
ſtellung des die Veränderung ausſprechenden Beſcheides folgt. 

3. Eine Erhöhung des Unterhaltsbeitrags um 20 vom Hundert (§ 111 Abſ. 2) kommt für den 
unter 8 121 fallenden Perſonenkreis nicht in Betracht 

4. Die Verſorgung der Hinterbliebenen eines nach 8 121 Unterhaltsbeitragsberechtigten bemißt 
ſich nach dem Grade der Minderung der Erwerbsfähigkeit des Verſtorbenen. War der Tod die Folge 
des Unfalls, ſo wird der Bemeſſung der Verſorgung in jedem Falle völlige Erwerbsunfähigkeit des 
Verſtorbenen zugrunde gelegt. War der Tod nicht die Folge des Unfalls, ſo wird Verſorgung nur ge⸗ 
währt, wenn dem Verſtorbenen im Zeitpunkt des Todes ein Unterhaltsbeitrag bewilligt war. Über 
den urſächlichen Zuſammenhang des Todes mit dem Unfall entſcheidet die vorgeſetzte Dienſtbehörde. 
Hierbei iſt die gutachtliche Außerung des behandelnden Arztes zu würdigen. Der Arbeitsloſenzuſchlag 
im Sinne des Abſ. 2 bleibt bei dem Vergleich der Bezüge nach $ 118 außer Anſatz. Der Geſamt⸗ 
betrag der Hinterbliebenenverſorgung darf den Betrag nicht überſchreiten, den der Verſtorbene zu 
Lebzeiten erhalten hat. 

Zu 8122 

Die Unfallfürſorge kann auch teilweiſe entzogen werden. Die Entziehung kann darin beſtehen, daß 
das Ruhegehalt oder der Unterhaltsbeitrag gekürzt wird oder daß eine Begrenzung der Koſten des 
Heilverfahrens eintritt. Über die Entziehung der Unfallfürſorge entſcheidet in jedem Falle die oberſte 
Dienſtbehörde endgültig. 

3u 8 123 

1. Unfälle ſind dem Dienſtvorgeſetzten umgehend zu melden. 

2. Bit der Unfall innerhalb der Ausſchlußfriſt rechtzeitig gemeldet, ſo können auch ſpäter Anträge 
auf erneutes Heilverfahren, auf Unfallruhegehalt und Unterhaltsbeitrag wegen Verſchlimmerung des 
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Leidens oder auf Hinterbliebenenverſorgung geitellt werden. Nach Abſchluß eines jeden Heilverfah⸗ 
rens iſt zu den Perſonalakten des Beamten feſtzuſtellen, ob erwerbsmindernde Folgen zurückgeblieben 
ſind oder nicht und gegebenenfalls, worin ſie beſtehen. Dem Verletzten iſt dieſe 3 — Anz 
erfenntnis vorzulegen. F 
3. Alsbald nach Abſchluß der Unterſuchung hat der Dienſtvorgeſetzte der nächsthöheren Dienſtſtelle 

zu berichten. In dem Bericht iſt zu dem Ergebnis Stellung zu nehmen, insbeſondere dazu, 

a) welches Ereignis den Unfall verurſacht hat, 

b) ob der Unfall ein Dienſtunfall iſt, 

c) ob der Verletzte ihn etwa vorſätzlich oder grobfahrläſſig herbeigeführt hat, 

d) ob ein Dritter für den Unfall haftpflichtig gemacht werden kann, 

e) ob eine Verſicherung aus Anlaß des Unfalls dem Verletzten Nerſichetundsleitungen zu ge⸗ 

währen hat, 

5) welche Schäden der Unfall verurſacht hat und welche Folgen er noch erwarten läßt uſw. 
Über die Unterfuhung iſt eine Niederſchrift aufzunehmen und zu den Perſonalakten zu bringen. Von 
einer förmlichen Unterſuchung mit Zeugenanhörung und Niederſchrift kann bei geringfügigen Un⸗ 
fällen abgeſehen und ſtatt deſſen auf Grund der Meldung des Verletzten eine Unfallanzeige erſtattet 
oder ein kurzer Vermerk in die Perſonalakten aufgenommen werden. 

4. Die durch die Unterſuchung des Unfalls und die Feſtſtellung der Unfallfolgen Aw ent⸗ 

ſtehenden Koſten trägt die Verwaltung. Dem Verletzten können notwendige Auslagen erſtattet wer⸗ 
den, die durch die Feſtſtellung des Unfalls und der Unfallfolgen entſtanden ſind. 


Zu $ 126 ö 

1. Solange über die Zuſtändigkeit nichts anderes beſtimmt ijt, gelten die bisherigen Anordnungen 
vorbehaltlich der Mitwirkung der nach dem Geſetz zu beteiligenden Stellen weiter. 

2. Entſcheidungen auf Grund von Kannvorſchriften ſollen erſt beim Eintritt des Verſorgungs⸗ 
falls getroffen und Zuſicherungen inſoweit vorher nicht gemacht werden. 

3. Bewilligungen auf Grund von Kannvorſchriften dürfen früheſtens mit Wirkung vom Beginn 
des Antragsmonats an ausgeſprochen werden. 

4. (1) Der Berechnung des Witwengeldes (8 98) iſt das aufgerundete Ruhegehalt, der 
Berechnung des Waiſengeldes (8 99) das aufgerundete Witwengeld (8 99 Abſ. 1) bezw. das 
aufgerundete Ruhegehalt (§ 99 Abſ. 2) zugrunde zu legen. 

(2) Das wegen Überſchreitung des aufgerundeten Ruhegehaltsbetrages auf dieſen Betrag ge⸗ 
kürzte Witwen⸗ und Waiſengeld (§ 100) wird nicht aufgerundet. ö 

5. Wegen Rückforderung zuviel gezahlter Verſorgungsbezüge und der Rechtsfolgen verſpäteter 
Auszahlung von Verſorgungsbezügen vgl. Ziff. 2 und 3 zu § 38, 


Zu 8 127 
1. Vorausſetzung für die Anwendung der Ruhensvorſchriften war bisher der Bezug eines Ein⸗ 
kommens aus einer neuen Verwendung im öffentlichen Dienſt. $ 127 gilt für jede Verwendung, 
alſo auch für eine ſolche, die ſich als Fortſetzung einer ſchon während des aktiven Dienſtes ausgeübten 
Nebentätigkeit darſtellt. Hat jedoch ein Warte- oder Ruheſtandsbeamter eine ſolche Tätigkeit mindeſtens 
1 Jahr ununterbrochen ausgeübt und ſetzt er ſie nach feinem Übertritt in den Warte» oder Ruheſtand 
fort, fo it in der Ruhensberechnung als Einkommen aus der Verwendung nur der Betrag anzuſetzen, 
um den ſich dieſes Einkommen ſeit dem Beginn des Verſorgungsbezuges erhöht hat. 
2. (1) Wird ein Verſorgungsberechtigter im öffentlichen Dienſt gegen Tage⸗ oder Wochenlohn 
beſchäftigt, ſo kann ſein durchſchnittliches Monatseinkommen ermittelt und dem Monatsbetrag des frü⸗ 
heren Dienſteinkommens gegenübergeſtellt werden. 


Beiſpiele: 
a) Tagelohn 8,17 G. Indss 81788829 
durchſchnittliches Monatseinkommen 8,17 : : 22220. 3 = 212,42 G, 
b) Wochenlohn 32,14 G. sc Hofult SC 
durchſchnittliches Monatseinkommen 32,14 38 adden et eg 


02 Ein durch Überſtunden oder — ae Einkommen bleibt unbertidftähtiif: 

3. Dem in einem Kalendermonat erzielten Einkommen aus einer Verwendung im öffentlichen 

Dienſt (jetzigem Einkommen) iſt als Kürzungsgrenze ſtets der volle Monatsbetrag des früheren 

Dienſteinkommens gegenüberzuſtellen, Alo auch dann, wenn das jetzige wanne nur für einen 1 — 
des Monats bezogen iſt. 
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er Beiſpiel: nt g RE 
5 Das jetzige Einkommen von monatlich 450 G, im April bezogen für 


86. 30. 5 Tage ore am en mise it Ken = Hari 
bleibt hinter dem vollen Monatsbetrag des 2 

früheren Dienſteinkommens . r d e l, id 0 = 300 0 
ich um 2 eig en en e eee . diE ed t. 225. 


Mithin hat der Betreffende feine Verſorgungsbezüge für April bis zu 225 G zu er⸗ 
halten. Ob die Beſchäftigung mit dem 30. April beendet oder darüber hinaus fortgeſetzt 
wird, iſt hierbei bedeutungslos. e 

4. Bei Anwendung der Ruhensvorſchriften der Abſ. 1 und 2 aus Anlaß der Verwendung im 
öffentlichen Dienſt gelten als „ruhegehaltfähige Dienſtbezüge“ nicht die tatſächlichen ruhegehaltfä⸗ 
higen Dienſtbezüge ($ 80), ſondern 

a) bei Verwendung im Gebiet der Freien Stadt Danzig ſolche unter Berückſichtigung des 
Wohnungsgeldzuſchuſſes nach dem Danziger Beſoldungsrecht (ſtatt des Wohnungsgeldzu⸗ 
ſchüſſes nach 8 80 Abſ. 1 Nr. 2), 

b) bei Verwendung im Deutſchen Reich ſolche unter Berückſichtigung des umgerechneten Woh⸗ 

nungsgeldzuſchuſſes nach dem deutſchen Beſoldungsrecht am Ort der Verwendung (100 RM 
2 123 3). 

5. (1) Beihilfen — Kinderbeihilfen uſw. — (Abſ. 3) find nach dem Familienſtand und den 
Sätzen zur Zeit der Verwendung zu berückſichtigen, d. h. bei dem jetzigen Einkommen mit dem tat⸗ 
ſächlich gewährten Betrage, bei dem früheren Dienſteinkommen mit dem gleichen Betrage, mit dem 
ſie neben dem zu regelnden Ruhegehalt uſw. zuſtehen. 

(2) Für ein und dasſelbe Kind darf die Kinderbeihilfe nur einmal gewährt werden. Ergibt 
eine Ruhensberechnung, daß infolge nur geringer Höhe des jetzigen Einkommens daneben nicht nur 
das volle Ruhegehalt uſw., ſondern auch eine zugehörige Kinderbeihilfe zu zahlen iſt, ſo iſt dieſe daher 
um den Betrag der zum jetzigen Einkommen gehörigen Beihilfe zu kürzen. N 


Beiſpiel: 
Früher 600 G + 12,50 G Kinderbeihilfff OQO —= 612,50 G 
Jetzt 350 G ＋ 12,50 G Kinderbeihilfe”  - . -» - x... — 362,50 G 
er u other 250,— G. 
Ruhegehalt 210 G + 12,50 G Aimderbeibilfe . .» » +» a « 222 50,0, 


Dieſer Betrag wäre, da er den Unterſchied von 250 Gulden nicht überjteigt, in voller Höhe 
zu zahlen; es darf aber nur das Ruhegehalt von 210 Gulden gezahlt werden, da auf die zugehörige 
Kinderbeihilfe die zu dem jetzigen Einkommen zugehörige anzurechnen iſt. 

(3) Gehört dagegen zu dem jetzigen Einkommen eine anders geartete Zuwendung für Kinder, 
z. B. eine im Tariflohn enthaltene Kinderbeihilfe, ſo wird dadurch die Gewährung der nach der 
Ruhensberechnung zu zahlenden Beihilfen nicht berührt. 1 65 

6. (1) Dienſtaufwandsgelder (Abſ. 3) ſind nur ſolche Einkommensteile, die tatſächlich einen Erſatz 
durch den Dienſt bedingter beſonderer Aufwendungen darſtellen; nicht als Dienſtaufwandsgelder gelten 
Bezüge, bei denen es ſich tatſächlich um eine Vergütung für Arbeitsleiſtung oder um eine Entſchädi⸗ 
gung für Zeitverſäumnis handelt, und zwar auch dann, wenn ſie eine irreführende Bezeichnung tragen. 
Als Anhalt für die Beurteilung der Angemeſſenheit von Dienſtaufwandsgeldern dienen die für Be 
amte feſtgeſetzten Zuwendungen ähnlicher Art. f 

(2) Hat die die Verſorgungsbezüge anweiſende Behörde Bedenken, Einkommensteile, die als 
Dienſtaufwandsgelder bezeichnet ſind, als ſolche in voller Höhe anzuerkennen, oder. kommt nach ihrer 
Anſicht ein Dienſtaufwand nach Lage der Verhältniſſe nicht in Frage, ſo holt ſie eine Außerung des 
zuſtändigen Steueramts darüber ein, inwieweit dieſe dieſe Einkommensteile ſteuerrechtlich (5 4 der Zweiten 
Lohnſteuerdurchführungsverordnung vom 20. Dezember 1938 — St. A. S. 643 —) nicht zum Arbeits⸗ 
lohn gerechnet werden. Einkommensteile, die ſteuer rechtlich Arbeitslohn find, können grundſätzlich nicht 


7. Von Dienſtaufwandsgeldern und Auslandszulagen (Abs. 3) abgeſehen, ſind als Einkommen 
(Ab. 1 und 2) noch außer Betracht zu laſſen: 
a) Reiſekoſten und ähnliche Bezüge, 
b) Zuwendungen aus Anlaß eines Dienſtjubiläums, 
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c) Beiträge (Beitragsanteile) des Dienſtherrn zur Kranken, Unfall, Invaliden⸗, Ange⸗ 
ſtellten⸗ uſw. Verſicherung über die geſetzliche Verpflichtung hinaus ſowie Beiträge des 
Dienſtherrn an Zuſchußkaſſen und dergleichen, 

d) Krankengelder auf Grund der Sozial verſicherung. 

8. (1) Nach Abſ. 4 iſt jede Beſchäftigung im Dienſte des Staates uſw. „Verwendung im öffent⸗ 
lichen Dienſt“ im Sinne der Abſ. 1 und 2. Es kommt alfo weder auf die Dauer der Beſchäftigung 
noch darauf an, ob die Beſchäftigungsſtelle eine Behörde iſt, ob die Beſchäftigung im Beamten⸗ 
oder Angeſtelltenverhältnis oder in anderer Form erfolgt oder aus welchen Mitteln die Vergütung 
für die Leiſtung fließt. Verwendung im öffentlichen Dienſt iſt daher auch die Tätigkeit als Notar. 
Keine Verwendung im öffentlichen Dienſt iſt jedoch 

a) eine Tätigkeit als gerichtlicher Sachverſtändiger, 

b) eine Tätigkeit, die unter das Umſatzſteuergeſetz fällt; 

dies gilt aber nicht, wenn die Tätigkeit für ſich allein betrachtet nicht der Umſatzſteuer unterliegen würde 
und nur deshalb unter das Umſatzſteuergeſetz fällt, weil ſie im Zuſammenhang mit einer ſelbſtändigen 
Berufstätigkeit ausgeübt wird. Die auf die Tätigkeit entfallende Umſatzſteuer iſt ohne Rückſicht auf 
die Fälligkeit bei der Ruhensberechnung von dem Einkommen aus der Tätigkeit abzuſetzen. 

(2) Die Ruhensvorſchriften werden auch dann angewendet, wenn zu ihrer Umgehung die For⸗ 
men und Geſtaltungsmöglichkeiten des bürgerlichen Rechts mißbraucht werden. 

9. Zu den Körperſchaften des öffentlichen Rechts im Sinne des Abſ. 4 Satz 1 zählen auch die 
öffentlich⸗rechtlichen Religionsgeſellſchaften und deren Verbände. 

10. Verbände von Körperſchaften uſw. des öffentlichen Rechts (Abſ. 4 Satz 1) ſind Zuſammen⸗ 
ſchlüſſe jeder Art ohne Rückſicht auf die Rechtsform und Bezeichnung. 

11. Verwendung im öffentlichen Dienſt liegt auch vor bei Unternehmungen, deren geſamtes Ka⸗ 
pital ſich — wenn auch über Zwiſchenglieder — in der Hand der im Abſ. 4 Satz 2 bezeichneten 
Unternehmungen befindet. 

12. Bei Anwendung des Abſ. 2 auf eine Witwe oder Waiſe, die im öffentlichen Dienſt ſeit einem 
früheren Zeitpunkt als dem 1. Januar 1939 ununterbrochen verwendet wird, ſind an Stelle von 

a) 75 v. H. (Abſ. 2 Nr. 1) 100 v. H., 

b) 40 v. H. (Abſ. 2 Nr. 2) 50 v. H. 

der ruhegehaltfähigen Dienſtbezüge zugrunde zu legen. 

13. Erreichen bei Ruhensberechnungen für Warte- oder Ruheſtandsbeamte die ruhegehaltfähi⸗ 
gen Dienſtbezüge nach Abzug der allgemeinen Kürzung (Artikel III der Rechtsverordnung vom 
11. März 1932 — G. Bl. S. 135 — nebſt Anderungen) nicht den Betrag von monatlich 400 Gulden, ſo iſt 
vom 1. Januar 1939 ab dieſer Betrag als Kürzungsgrenze anzuſetzen. 

14. Bei Ruhensberechnungen für Witwen- und Waiſengeldberechtigte gilt Ziff. 13 entſprechend. 
Bei Anwendung des § 127 Abſ. 2 beträgt alſo vom 1. Januar 1939 ab die Kürzungsgrenze ohne 
weiteres 

a) in den Fällen der vorſtehenden Ziff. 12 

für Witwen 100 v. H. von 400 = 400 G, für Waiſen 50 v. H. von 400 = 200 G, 

b) im übrigen 

für Witwen 75 v. H. von 400 = 300 G, für Waiſen 40 v. H. von 400 = 160 G. 

15. Im Falle des Abſ. 4 Satz 2 (vgl. auch vorſtehende Ziff. 11) ruht von den Verſorgungsbezügen 
höchſtens der Betrag, um den das Einkommen aus der Verwendung im öffentlichen Dienſt nach Abzug 
der allgemeinen Kürzung (Artikel III der Rechtsverordnung vom 11. März 1932 — G. Bl. S. 135 — 
nebſt Anderungen) 400 Gulden im Monat überſteigt. 


Beiſpiel: 
Le ee e ER SER 600 G 
ener eee mene ee Sa ne 400 G 
een, „ MON neee 500 G 
Es ruhen nicht 500 ＋ 400 = 900 — 60 = 300 8 
EEE FT 2 ER = 100 G. 


16. (1) Hat ein Warte- oder Ruheſtandsbeamter aus eigener Erwerbstätigkeit außerhalb des 
öffentlichen Dienſtes ein Einkommen von mehr als 500 G monatlich, jo iſt $ 127 Abſ. 5 allgemein 
anzuwenden, alſo der 500 G monatlich überſteigende Betrag voll auf die Verſorgungsbezüge anzurech⸗ 
nen. Soll ausnahmsweiſe von der Anrechnung ganz oder teilweiſe abgeſehen werden, ſo iſt unter Dar⸗ 
legung der Verhältniſſe die Entſcheidung des Senats (Präſidialabteilung) herbeizuführen. 

(2) Handelt es ſich um wechſelndes Einkommen, ſo iſt zunächſt der vorausſichtliche durch⸗ 
ſchnittliche Mehrbetrag über 500 G monatlich auf die Verſorgungsbezüge anzurechnen. Die endgültige 
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Verrechnung gemäß $ 127 Abi. 5 hat dann nach Ablauf des Kalenderjahres zu erfolgen, d. h. nach⸗ 
dem das Jahreseinkommen feſtſteht. 

17. Stirbt ein Warte- oder Ruheſtandsbeamter während einer Verwendung im öffentlichen 
Dienſt und werden ſeine Bezüge aus dieſer Verwendung — ganz oder teilweiſe — den Hinter⸗ 
bliebenen über den Sterbemonat hinaus weitergewährt, ſo bewirken ſie ein Ruhen des den Hinter⸗ 
bliebenen für dieſelbe Zeit zuſtehenden Sterbegeldes in gleicher Weiſe, wie ſie bei Weiterleben des 
Verſtorbenen zum Ruhen ſeines Wartegeldes oder Ruhegehalts geführt hätten. 

Beiſpiel: 

Ein im öffentlichen Dienſt verwendeter Ruheſtandsbeamter mit einem Einkommen von 
monatlich 200 Gulden ſtirbt im Juli. Das Ruhegehalt beträgt 450 Gulden, das nach 
§ 127 als Kürzungsgrenze geltende frühere Dienſteinkommen 600 Gulden. Für Juli hat 
er von dem Ruhegehalt (600 — 200 =) 400 Gulden zu erhalten; (450 — 400 =) 50 Gul⸗ 
den ruhen. Gewährt der Dienſtherr den Hinterbliebenen noch einen Monatsbetrag (200 
Gulden) für Auguſt, ſo iſt das den Hinterbliebenen nach $ 93 für Auguſt, September 
und Oktober als Sterbegeld zuſtehende Ruhegehalt von 3 X 450 = 1350 Gulden um 
obige 50 Gulden zu kürzen. 

18. Beim Zuſammentreffen von zwei Verſorgungsbezügen (zwei Ruhegehältern oder zwei Warte⸗ 
geldern oder Ruhegehalt und Wartegeld) mit einem Einkommen aus einer Verwendung im öffent⸗ 
lichen Dienſt (§ 127 Abſ. 4) it zunächſt der neuere und ſodann der ältere Verſorgungsbezug nach 
$ 127 zu regeln, und zwar der ältere in der Weiſe, daß bei der Gegenüberſtellung der Bezüge 
dem Einkommen aus der Verwendung im öffentlichen Dienſt der nach der Regelung des neueren Ver⸗ 
ſorgungsbezuges von dieſem nicht ruhende Betrag hinzuzurechnen iſt. Hierdurch darf der Betreffende 
aber nicht beſſer geſtellt werden, als wenn das jetzige Einkommen aus der Verwendung im öffentlichen 
Dienſt überhaupt nicht Anlaß zu einer Neuregelung gäbe. 


Beiſpiel: 
Erſtes früheres Dienſt einkommen 1200 G, 
daraus erſtes Ruhegehalt 700 G, 
zweites früheres Dienſtein kommen 22 600 G, 
daraus zweites Ruhegehalt... 400 G, 
erſtes Ruhegehalt unter Zugrundelegung der Geſamt dienſt zeit 900 G, 
jetziges Einkommen oů h „. 500 G, 


Een er nindg Wer et g 06 ee 200 G. 


G G 
Das jetzige Einkommen von » » «rem nenn nn 500 200 
bleibt hinter dem früheren Dienſteinkommen von . nn 600 600 
n . 100 400 


Dieſer Betrag iſt aus dem zweiten Ruhegehalt (400) zu zahlen. 


Regelung des erſten Ruhegehalts nach 8 127 
Fall a Fall b 
G 


G 

Das jetzige Einkommen vnn: 500 200 
unter Hinzurechnung der nach der vorſtehenden Regelung aus dem 

zweiten Ruhegehalt zu zahlenden. 100 400 

zujammen . 600 600 

bleibt hinter dem früheren Dienſteinkommen von » » nr. 1200 1200 

, .  e 600 600. 
Dieſer Betrag iſt aus dem erſten Ruhegehalt (700) zu zahlen. 

Geſamtbezüge 

Jetziges Einkommen —; 500 200 

aus dem zweiten Ruhegehalt zu zahlen. 100 400 

aus dem erſten Ruhegehalt zu zahlen. » nn 600 600 


een 
zn des erſten Ruhegehalts nach 8 129 


Fall a Fall b 
G G 
Erſtes Ruhegehalt unter Zugrundelegung der Gejamtoienitzeit . 900 900 
davon ab das zweite Ruhegehalt nal. . erw Di. 400 m 400 
Mithin aus dem tatſächlichen erſten Ruhegehalt (700) zu zahlen . 500 500 
Geſamtbezüge 
Jetzige Einkömmen d ek ee. e, 2 ee IDEE VS, 500 200 
aus dem zweiten Ruhegehalt zu zahlbv aqa 400 400 
aus dem erſten Ruhegehalt zu zahlen 500 500 
zuſammen 1400 1100 
Gegenüber den vorftehend errechneten. 1200 1200. 


Da ſich hiernach der Betreffende im Falle b) bei der Regelung der beiden Ruhe⸗ 
gehälter nach 8 127 um (1 2001 100 =) 100 Gulden beſſer ſtehen würde, dürfen bei 
dieſer Regelung aus dem erſten Ruhegehalt nicht 600, ſondern nur 500 8 gezahlt 
werden. 

19. Ein Reichsmark⸗Einkommen iſt — gegebenenfalls nach Abzug der allgemeinen Kürzung ent⸗ 
ſprechend den deutſchen Gehaltskürzungsverordnungen — für die Ruhensberechnung von Gulden⸗Ver⸗ 
ſorgungsbezügen in der Weiſe in Gulden umzurechnen, daß für 100 RM = 123 G treten. 

20. Ob und wieweit Wartegelder, Ruhegehälter, Witwengelder und Waiſengelder nach $ 127 zu 
ruhen haben, iſt in der Regel unter Zugrundelegung der Bezüge vor Abzug der allgemeinen Kür⸗ 
zung (Artikel III der Rechtsverordnung vom 11. März 1932 — G. Bl. S. 135 — nebſt Anderungen) zu 
berechnen. Der nicht ruhende Betrag der Verſorgungsbezüge unterliegt dann der Kürzung. Die 
Ruhensberechnung iſt jedoch unter Zugrundelegung der gekürzten Bezüge vorzunehmen, 

a) wenn es ſich um die in den vorſtehenden Ziffern 13, 14, 15 oder 19 genannten Fälle 
handelt oder 

b) wenn das Einkommen, das die Anwendung der Ruhensvorſchriften des § 127 zur Folge 
hat, den Kürzungsvorſchriften des Artikels III der genannten Rechtsverordnung oder den 
deutſchen Gehaltskürzungsverordnungen — ganz oder teilweiſe — nicht unterliegt. 


Zu 8 128 
1. In den Fällen des Abſ. 1 Nr. 1 (Fehlen der Danziger Staatsangehörigkeit) können Aus⸗ 
nahmen z. B. dann zugelaſſen werden, wenn die aus dem deutſchen unmittelbaren oder mittelbaren 
Reichsdienſt übernommenen Beamten oder ihre Hinterbliebenen als Danziger Verſorgungsberechtigte 
mit Zuſtimmung der oberſten Dienſtbehörde ihren Wohnſitz im Deutſchen Reich haben und dort unter 
Verluſt der Danziger Staatsangehörigkeit die deutſche Staatsangehörigkeit erwerben. 
2. Ruhen die Verſorgungsbezüge, ſo ruhen auch daneben etwa gewährte Kinderbeihilfen uſw. 


Zu 8 129 
1. Ob es ſich bei der Beſchäftigung, die zu dem neuen Verſorgungsanſpruch geführt hat, um eine 
„Verwendung im öffentlichen Dienſt“ handelt, iſt nach $ 127 Abſ. 4 auf Grund des Tatbeſtandes 
der damaligen Beſchäftigung zu beurteilen. Daß es ſich um einen neuen Verſorgungsbezug handeln 
muß, geht daraus hervor, daß der frühere geregelt werden ſoll. Der Rechtsgrund des neuen Be— 
zuges (Anſpruch oder freiwillige Zuwendung) iſt belanglos. 

2. Der Begriff „ruhegehaltähnliche Verſorgung“ umfaßt alle auf einem Dienſtverhältnis be⸗ 
ruhenden, nicht als Wartegeld oder Ruhegehalt gewährten laufenden Bezüge, ſoweit fie nicht aus 
Mitteln beſtritten werden, zu deren Aufbringung der Bedienſtete in einem nicht unweſentlichen Um- 
fang beigetragen hat. Dies kann z. B. angenommen werden, wenn der Bedienſtete von den laufenden 
Beiträgen für feine Verſorgung ſatzungsgemäß mindeſtens ein Viertel aufgebracht hat. 

3. Bei der Ermittlung der „geſamten ruhegehaltfähigen Dienſtzeit“ (Abſ. 1 und 2) iſt der 
dem früheren Verſorgungsbezug zugrunde liegenden Dienſtzeit die Zeit . Verwendung im öffentlichen 
Dienſt (8 127 Abſ. 4) hinzuzurechnen. 

4. Ziff. 1 zu $ 127 gilt entſprechend. 


079 
Beiſpiel: { ' 
| Ein Beamter, der 2 Ämter im öffentlichen Dienſt innehatte, üt 
a) aus dem einen Amt Ende März 1934, ˖ 
b) aus dem anderen Amt Ende März 1939 
in den Ruheſtand verſetzt worden. 
Das monatliche Ruhegehalt beträgt 
zu a) 70/100 bon 50 Ul „ „ 350 G 
zu b) 55/100 von 300 “““ HGB N ed un od ee eng 165 G 
Märe er auch zu b) ſchon Ende März 1934 in den Ruheſtand verſetzt worden, 
ſo hätte ſein Ruhegehalt betragen: 


487100 von 275 er Ce wan e Hadallndıgäinl .aad Hπνο m ı 124 G 
Es hat ſich alſo ſeitdem erhöht ume . 19. Sal] 41 G. 


Zu a) ergibt ſich unter Zugrundelegung der geſamten ruhegehaltfähigen 
Dienſtzeit (bis Ende März 1939) nach der Skala nach der das Ruhegehalt bis 


dahin feſtgeſetzt war, ein Ruhegehalt von 75/100 von 500 W 375 G. 
Hierauf it der obige Mehrbetrag voe“n on An Eee 410 
anzurechnen, ſodaß neben dem Ruhegehalt zu b) (165 0) 
von dem Ruhegehalt zu a) (350 G) zu zahlen ſinn d 334 G. 
Der Geſamtbetrag ſtellt ſich alſo auf 334 + 165 — 499 G. 
Zu 8 130 


1. Als „das frühere Witwen⸗ und Waiſengeld“ iſt das aus dem früheren Ruhegehalt errech⸗ 
nete Witwen- und Waiſengeld anzuſehen. Als „Ruhegehalt“ gilt der Betrag, der ſich nach 8 129 
Abſ. 2 unter Zugrundelegung der geſamten ruhegehaltfähigen Dienſtzeit aus den der Feſtſetzung 
des früheren Ruhegehalts zugrunde gelegten ruhegehaltfähigen Dienſtbezügen als Ruhegehalt ergibt. 

2. Ziff. 1 zu 8 127 gilt entſprechend. ö Ni 

Fortführung des Beiſpiels zu $ 129: 
Zu a) ergibt ſich aus dem unter Zugrundelegung der geſamten ruhegehaltfä⸗ 


higen Dienſtzeit ermittelten Ruhegehalt von 375 G ein Witwengeld von 225 G. 
Hierauf iſt der aus dem Mehrbetrag von 41 & ſich ergebende Witwengeld⸗ 

teil von (nach unten abgerundet). - - » - nen N TREE 24 G 

anzurechnen, ſodaß neben dem Witwengeld zu b) (6/10 von 165 — 99 G) 

aus dem Witwengeld zu a) (6/10 von 350 210 0) zu zahlen ſind ... 201 G. 


Der Geſamtbetrag ſtellt ſich alſo auf 201 - 99 = 300 C, mithin auf 6/10 des Gejamt- 
bezuges von 499 G in dem Beiſpiel zu $ 129. N a 


Zu 8 131 

1. Bei Anwendung dieſer Vorſchrift auf eine Witwe, die neben ihrem Witwengeld ein Warte⸗ 
geld, ein Ruhegehalt oder eine ruhegehaltähnliche Verſorgung aus einer Verwendung im öffentlichen 
Dienſt ſeit einem früheren Zeitpunkt als dem 1. Januar 1939 erhalten hat oder noch erhält, ſind 
an Stelle von 60 v. H. 90 v. H. der ruhegehaltfähigen Dienſtbezüge zugrunde zu legen. Ziff. 13 
zu 8 127 gilt entſprechend, und zwar auch dann, wenn die Witwe die Verſorgung aus einer erſt nach 
dem 31. Dezember 1938 beendeten Verwendung erhält. 

2. Die Kürzungsgrenze beträgt alſo vom 1. Januar 1939 ab in den Fällen der Ziff. 1 Satz 1 
90 v. H. von 400 - 360 G, im übrigen 60 v. H. von 400 = 240 G. 


3u 8 132 
1. Im Falle des Verluſtes von Verſorgungsbezügen nach Abſ. 1 iſt die Zahlung der Bezüge 
mit dem Ende des Monats einzuſtellen, in dem das Arteil rechtskräftig wird. Bezüge, die für den 
folgenden Monat bereits gezahlt ſind, ſind wieder einzuziehen. ne i i 
2. Das zu 8 51 Geſagte (Aberkennung der Danziger Staatsangehörigkeit) gilt auch hier. 


f Zu 8 133 
1. Für Abſ. 1 Nr. 3 und 4 gilt das zu $ 132 Beſtimmte. 
2. (1) Ob eine Schul⸗ oder Berufsausbildung (Abſ. 2 Nr. 1) vorliegt, it nach den beſoldungs⸗ 
rechtlichen Vorſchriften zu entſcheiden. 
(2) Der Weitergewährung des Waiſengeldes (Abſ. 2) ſteht nicht entgegen, daß die Vollendung 
des 18. Lebensjahres in die Zeit des Arbeits: oder Wehrdienſtes fällt, wenn binnen 3 Monaten nach 
Beendigung des Wehr- oder Arbeitsdienſtes die Schul- oder Berufsausbildung fortgeſetzt wird. 
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(3) Ein bis zum 31. Dezember 1938 gezahltes Waiſengeld kann beim Vorliegen der Voraus⸗ 
ſetzungen des $ 133 Abſ. 2 auch dann weitergewährt werden, wenn die Waiſe das 18. Lebensjahr be⸗ 
reits vor dem 1. Januar 1939 vollendet hat. Wurde die Zahlung des Waiſengeldes nach Vollendung 
des 18. Lebensjahres lediglich wegen des eigenen Einkommens der Waiſe eingeſtellt, ſo kann es beim 
Vorliegen der Vorausſetzungen des $ 133 Abſ. 2 vom 1. Januar 1939 ab wieder gewährt werden. 
Für künftige Fälle bietet $ 133 Abſ. 2 keine Möglichkeit mehr, ein erloſchenes Waiſengeld wieder auf⸗ 
leben zu laſſen oder für ein Kind, das erſt nach Vollendung des 18. Lebensjahres Waiſe wird, Waiſen⸗ 
geld zu gewähren. In dieſem Falle kann aber bei Bedürftigkeit im Unterſtützungswege geholfen werden. 

(4) Hinſichtlich des Wehrdienſtes und des Arbeitsdienſtes gilt das zu 8 82 (Ziff. 1 und 3) Be⸗ 
ſtimmte. 

3. Bei Bemeſſung des Unterhaltsbeitrags nach $ 133 Abſ. 3 ſind die Einkünfte zu berückſichtigen, 
die der Witwe aus der letzten Ehe erwachſen (aus Vermögen in Geld⸗ oder Grundbeſitz, aus Lebens⸗ 
verſicherungen uſw.). Zu $ 135 


Zuftändig nach dem erſten Halbſatz des Abſ. 3 Satz 4 iſt für Witwen⸗ und Waiſengeldberechtigte 
die Behörde, die zuletzt zur Einleitung eines förmlichen Dienſtſtrafverfahrens gegen den betreffenden 
Beamten befugt war. 

Zu 8 136 

Zu Abſ. 2 gilt das zu 8 71 Beſtimmte; an die Stelle des Dienſtvorgeſetzten tritt der letzte Dienſt⸗ 

vorgeſetzte des verſtorbenen Beamten oder die von der oberſten Dienſtbehörde bezeichnete Dienſtſtelle. 
Zu 8 137 

Frühere Beamte, die unwiderrufliche Unterhaltsbeiträge der im 8 137 Abſ. 2 Nr. 1 bezeichneten 
Art beziehen, gelten für die Dauer dieſes Bezuges im Sinne des $ 22 Abſ. 1 Satz 2 DBG. und der 
Dienſtſtrafordnung als Ruheſtandsbeamte. 

Zu 8 139 

1. (1) Schadenerſatzanſprüche gehen auf den Dienſtherrn nach $ 184 Abi. 1 auch in den Fällen 
über, in denen die Verſorgung auf bisherigem Recht beruht. 

(2) Soweit es ſich um Verſorgungsbezüge handelt, die bis zum 31. Dezember 1938 geleiſtet 
worden ſind, wird von einer Inanſpruchnahme des Schädigers abgeſehen. Dies gilt nicht für Leiſtungen 
auf Grund des $ 12 des Unfallfürſorgegeſetzes vom 18. Juni 1901 G(Reichsgeſetzbl. S. 211). Ferner 
bleiben Leiſtungen aus Urteilen, Anerkenntniſſen und Vergleichen unberührt. 

2. Zu den Verſorgungsbezügen im Sinne dieſer Vorſchrift gehören auch die in den 88 109, 110, 
111 Abſ. 4 und 8 119 bezeichneten Unfallfürſorgeleiſtungen. 

Zu 8 143 

Iſt beim Inkrafttreten des Danziger Beamtengeſetzes eine Klage wegen vermögensrechtlicher An- 
ſprüche aus der Zeit vor Inkrafttreten des Geſetzes nach bisherigem Recht nicht mehr zuläſſig, ſo be⸗ 
hält es dabei ſein Bewenden. Andernfalls gelten auch für dieſe Anſprüche die Vorſchriften des 8 143. 
Die Klage braucht jedoch in allen Fällen erſt bis zum Ablauf von ſechs Monaten nach Inkrafttreten 
des Geſetzes erhoben zu werden. Das gleiche gilt für die Beſchwerde in den Fällen des Abſ. 2 Satz 3. 

Zu 8 149 

1. Die oberſten Dienſtbehörden können anordnen, daß Ehrenbeamte, die das fünfundſechzigſte Le⸗ 
bensjahr erreicht haben oder innerhalb der Zeit, für die ſie ernannt ſind, erreichen, und die unter 8 67 
Abi. 2 fallenden Beamten, bei denen das gleiche zutrifft, bis zum 31. Dezember 1943 im Amte ver⸗ 
bleiben dürfen; ſie können auch Perſonen, die das fünfundſechzigſte Lebensjahr bereits erreicht haben, 
bis zum gleichen Zeitpunkt zu Ehrenbeamten ernennen. Einer förmlichen Hinausſchiebung der Alters- 
grenze (§ 68 Abſ. 2) bedarf es in dieſen Fällen nicht. 

2. Auf das Heilverfahren hat der Ehrenbeamte, der einen Dienſtunfall erleidet, einen Anſpruch. 

Zu 8 163 

1. Für die Mitteilung von Verfügungen (88 45, 66, 78 ufw.) und Entſcheidungen genügt die 
Zuſtellung ihres Inhalts. 

2. Eine Entſcheidung über die Verſetzung in den Warteſtand oder die Beendigung des Beamtenver⸗ 
hältniſſes eines Beamten, der ſich außerhalb des Gebiets der Freien Stadt Danzig aufhält, wird be⸗ 
reits wirkſam, wenn ihr weſentlicher Inhalt dem Beamten durch Telegramm oder in anderer Form 
dienſtlich mitgeteilt worden iſt; die Entſcheidung ſelbſt ſoll zugeſtellt werden, ſobald die Umſtände es 


geſtatten. Zu 8 170 
Als Verwendung, deren Zeit voll ruhegehaltfähig iſt, gilt eine Verwendung ſowohl im Beamten⸗ 
als auch im Angeſtellten⸗ oder Arbeiterverhältnis. 


81 


3u $ 172 

Nach Ubi. 1 gilt für den Zeitpunkt des bertritts in den Ruheſtand für Beamte, die bei In⸗ 
krafttreten des DBG. (1. Januar 1939) die Altersgrenze (§ 68 Abſ. 1) bereits erreicht haben, das 
bisherige Recht und das zu $ 68 Beſtimmte. Tritt der Beamte dadurch erſt nach dem Inkrafttreten 
des DBG. in den Ruheſtand, jo iſt das Ruhegehalt nach den Vorſchriften des DBG. zu berechnen. 

Zu 8 173 

Hinſichtlich der Entpflichtung der Hochſchullehrer und der Verſorgung ihrer Hinterbliebenen ver⸗ 
bleibt es bis zur Neuregelung bei der bisherigen Rechtslage (Rechtsverordnung vom 1. Oktober 1936 
— G. Bl. S. 424 — und 8 26 des Beamten⸗Hinterbliebenengeſetzes vom 23. Februar 1926 — G. Bl. 
S. 53). 

Zu 8 178 

1. Beamte auf Widerruf ſind außer den Beamten auf Kündigung auch die Beamten, die in nicht⸗ 
ständiger, nicht etatsmäßiger oder ähnlicher Form angeſtellt ſind und deren Beamtenverhältnis nicht un⸗ 
widerruflich iſt. 

2. Das Beamtenverhältnis der Ende Dezember 1938 vorhandenen Kündigungsbeamten darf 
nur unter Innehaltung einer Friſt von 3 Monaten zum Monatsſchluß widerrufen werden. 

Zu 8 179 
Zu Abſ. 6 gilt das zu 8 83 unter Ziff. 1 Beſtimmte entſprechend. 
Zu 8 180 

Auf nebenbei beſchäftigte Beamte ($ 67 Abſ. 2 Satz 1), die bereits vor dem 1. Januar 1939 ver⸗ 
ſorgungsberechtigt angeſtellt worden ſind, findet 8 67 Abſ. 2 Satz 1 keine Anwendung. Soweit dieſe 
Beamten vor dem 1. Januar 1939 Teilbezüge einer Beſoldungsgruppe erhielten und ihnen Verſor⸗ 
gungsbezüge nach dieſen Teilbezügen zugeſichert waren, kann dieſe Regelung aufrechterhalten bleiben. 

Zu 8 184 

1. Entſcheidungen, die zur Anderung oder Beendigung eines Beamtenverhältniſſes vor dem 1. Ja⸗ 
nuar 1939 mit Wirkung von einem ſpäteren Zeitpunkt an ergangen und dem Beamten bekanntge⸗ 
geben ſind, ſind unter Berückſichtigung der nach bisherigem Recht geltenden Friſten durchzuführen. 

2. Das Wartegeld (Abſ. 1 Satz 2) wird nach den Vorſchriften des Danziger Beamtengeſetzes neu 
nur feſtgeſetzt, wenn nach dem 31. Dezember 1938 die Vorausſetzung des 8 87 gegeben iſt. 

3. Sofern früheren Beamten und ihren Hinterbliebenen nach bisherigem Recht Verſorgungsbezüge 
am 1. Januar 1939 nicht mehr zuſtehen und auch nicht mehr bewilligt werden können, erwerben ſie nach 
dem Danziger Beamtengeſetz keine neuen Verſorgungsanſprüche; ihre Rechtsverhältniſſe richten ſich aus⸗ 
ſchließlich nach bisherigem Recht. 

4. Die Rechtsverhältniſſe von früheren Beamten linsbeſondere Ruheſtandsbeamten) und ihren 
Hinterbliebenen, denen nach einem vor dem 1. Januar 1939 eingetretenen Verſorgungsfalle auf Grund 
der bisherigen Vorſchriften an dieſem Tage Verſorgungsbezüge noch zuſtehen oder noch bewilligt wer⸗ 
den können, regeln ſich teils nach altem, teils nach neuem Recht. Von den Vorſchriften des neuen Rechts 
finden nur die im 8 184 Abſ. 1 Satz 3 Halbſatz 1 bezeichneten Vorſchriften auf ſie Anwendung. Im 
übrigen regeln ſich ihre Rechtsverhältniſſe, alſo insbeſondere die rechtliche Grundlage und die Höhe 
ihrer Verſorgungsbezüge, nach bisherigem Recht, wobei jedoch nach Abſ. 1 letzter Halbſatz die Ver⸗ 
ſorgungsbezüge von künftigen Anderungen der Bezüge des aktiven Beamten unberührt bleiben. 

5. Die Rechtsverhältniſſe, insbeſondere die Verſorgungsbezüge der Hinterbliebenen eines Be⸗ 
amten, der ſich am 1. Januar 1939 im Ruheſtand befunden hat, richten ſich nach dem Danziger Beamten⸗ 
geſetz; die Verſorgungsbezüge find jedoch aus dem RNuhegehaltsbetrage des Verſtorbenen unter Einbe⸗ 
ziehung des Ausgleichszuſchlags entſprechend 8 80 Abſ. 1 Nr. 3 zu berechnen. Stirbt ein Ruheſtands⸗ 
beamter (Satz 1), der vor dem Inkrafttreten des Danziger Beamtengeſetzes als Ruheſtandsbeamter ge⸗ 
heiratet hat, ſo erhalten die Hinterbliebenen Witwen⸗ und Waiſengeld, wenn ſie nach bisherigem Recht 
einen Anſpruch hierauf erlangt hätten. 

Beiſpiel zu Ziff. 5 Satz 1, 2. Halbſatz 
Für die Berechnung der Hinterbliebenen- 
bezüge nach Satz 1, 2. Halbſatz. 
a) Ruhegehaltfähiges Dienſteinkommen: 


Bisherige Berechnung. 


P 359,.— G ] Grundgehalltt 359,— 8 

WohnungsgeldzuſchuR ß 62,— 0 ] Wohnungsgeldzuſchun ß 62. 0 
Ausgleichszuſchlag (½ v. H. von 359 

CCC 2.— 8 


zuſ. 421,— G 
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b) Ruhegehalt: 

75 v. H. von 421 rd.. 316,— G | 75 v. H. von 423 - d. 318,— 0 
dazu Ausgleichszuſchlag (1% v. H. von N See uns) Gad e MM 7 
75 v. H. von 359 = 269,25 rd.) | 2,.— 8. i a BE ee e f N 
6. Die Rechtsverhältniſſe der nach dem 31. Dezember 1938 noch im Dienſt oder im Warteſtand 
befindlichen Beamten und ihrer Hinterbliebenen richten ſich nach dem Danziger Beamtengeſetz und dieſer 

Durchführungsverordnung. 8 [ | 


3 er 20 Y 2 . 28. Juni 1934 482 
8 2 TE) 2 5 1 — 
7. Die Vorſchriften des Artikels l 8 4 der Rechtsverordnung vom; 4. August 1984 19884 G. Bl 2 666 


gelten für die vor dem 1. Januar 1939 eingetretenen Verſorgungsfälle unverändert weiter. 

8. Die Vorſchriften der 88 554 a bis e der Reichsverſicherungsordnung (Artikel 1 Ziff. 18 der 
Rechtsverordnung vom 3. Oktober 1938 — G. Bl. S. 503 —) bleiben unberührt. 

9. Für die Bereitſtellung der zur Zahlung der Verſorgungsbezüge der in den Warte⸗ oder Ruhe⸗ 
ſtand verſetzten Leiter und Lehrer leinſchl. der Hilfslehrer) der nichtſtaatlichen öffentlichen höheren Lehr⸗ 
anſtalten ſowie ihrer Hinterbliebenen erforderlichen Mittel gilt $ 36 des Danziger Beſoldungsgeſetzes 
vom 19. Oktober 1928 (G. Bl. S. 329) ſinngemäß. = 


Danzig, den 23. Februar 1939. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
PZ I 20% Greiſer Dr. Hoppenrath Dr. Wiers⸗Keiſer 
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Formblatt 1 
Gu 8 4) 


„ 7* Verhandelt 
(Behörde) ve 


Niederſchrift über die Vereidigung des 


(Vorname, Name) 5 


GEBOTEN IR tea ae en Free in 


der as zum „ einberufen —ernannt worden iſt. 


Dem Erſchienenen wurde die Eidesformel vorgeleſen. Er würde auf die Bedeutung des Treueides 
hingewieſen. Er wiederholte unter Erheben der rechten Hand die ihm vorgeſprochene Eidesformel: 
„Ich ſchwöre: Ich werde der Freien Stadt Danzig und ihrer nationalſozialiſtiſchen Führung 
treu und gehorſam ſein, die Geſetze beachten und meine Amtspflichten gewiſſenhaft erfüllen, ſo 
wahr mir Gott helfe.“ N 


(Vor⸗ und Zuname) 


Dies wird unterſchriftlich beſcheinigt 


(Leiter der Behörde oder deſſen Beauftragter, mtsbezeichnung) 


Formblatt 2 


(zu 8 25) 


Fragebogen 


I Nan bien Da Kelter . der Neck CT Bio 1ER em b 
Vornamen 
Dienten nge 
Geburtsort, ⸗tag,⸗monat und ⸗ jahr 
Wohnort und Wohnung u ti e höher ee 
Religiöſes Bekenntnis (auch ein früheres) 

FETT. — —. —. —.. 6 


2. a) Stammen Sie von jüdiſchen Eltern oder 
Großeltern ab? 
Nähere Angaben über die Abſtammung: 


Eltern: 

Name des Vaters 
e ER he 
NE n 
Geburtsort, «tag, «monat und jahr 
Sterbeort, -tag, monat und jahr 
Religiöſes Bekenntnis (auch ein früheres) 


Verheiratet * F 
| am 


Geburtsname der Mutttte 
—.. — 
Geburtsort, ⸗tag,⸗monat und jahr 
Sterbeort, tag, monat und jahr 
Religiöſes Bekenntnis (auch ein früheres) 


Großeltern: 

Name des Großvaters (väterlicherſeits) - 
e,, REN, 
Stand und Beruf 
Geburtsort, tag, monat und «jahr - - 
Sterbeort, tag, ⸗monat und jahr . 
Religiöſes Bekenntnis (auch ein früheres) 


85 
Geburtsname der Großmutter (väter: 
licherſeits) 
r 
Geburtsort, ⸗tag,⸗monat und jahr . 
Sterbeort, ⸗tag,⸗monat und ⸗jahr 
Religiöſes Bekenntnis (auch ein früheres) 
Name des Großvaters (mütterlicherſeit ) 
Vornamen 
e ET aan Fr 
Geburtsort, tag,⸗ monat und jahr - - 
Sterbeort, tag, monat und -jahr . 
Religiöſes Bekenntnis (auch ein früheres) 
Geburtsname der Großmutter (mütter⸗ 
E ee A ES ee 2 
PPP 
Geburtsort, =tag, «monat und ⸗ jahr 
Sterbeort, -tag, »monat und ⸗ jahr E . 5 
Religiöſes Bekenntnis (auch ein früheres) 
b) Sind Sie verheiratete??? 
c) Wieviele Kinder haben Sies 
3. Sind Sie gerichtlich beſtraft oder aus der 
NSDAP. ausgeſchloſſen oder ausgeſtoß en??? 5 F 


Ich verſichere, daß ich die vorſtehenden Angaben nach beſtem Wiſſen und Gewiſſen gemacht habe 
und daß mir trotz ſorgfältiger Prüfung keine Umſt ände bekannt find, welche die Annahme rechtfertigen 
könnten, daß ich von jüdiſchen Eltern oder Großeltern abſtamme. Ich weiß, daß ich bei wiſſentlich 
falſchen Angaben die friſtloſe Entlaſſung, die Erklärung der Nichtigkeit der Ernennung oder ein Dienſt⸗ 
ſtrafverfahren mit dem Ziele der Entfernung aus dem Dienſt zu gewärtigen habe. 


(Unterſchrift) 
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(zu $ 25) 


Anzeige über Verheiratung 


habe i der 
— 6 beabſichlige i 1 


geborenen Co religiöſes Bekenntnis . UU. Ana .. 5 


FCCCCCCCCCCCCCFTCCC . e eee. ee ee 8 


geſchloſſen 
zu ſchließen 


die Ehe 


8 Ehefrau 
Nähere Angaben über die Abſtammung meine N 


Eltern: 

F en — —— 
PS ee — 29 BRD) —— a 
c nme — siE 
Geburtsort, -tag, «monat und jahr 
Sterbeort, tag,⸗ monat und jahr 
Religiöſes Bekenntnis (auch ein früheres) 

Fe In 0 0 0 Ei . un no = a 3 = = g 
e en Be 
Geburtsname der Mutter . am 1 In. 434 Indian 5 30065 = 2. d 10 1 0 183 5 gr 13383 

CCC ig. Kune el. Sid nana. nf 

Geburtsort, tag, monat und Jahr 0 — | 


Sterbeort, tag, -monat und jahr - - 


Religiöſes Bekenntnis (auch ein frühere) n 


ah 


Großeltern: 
Name des Großvaters (väterlicherſeit ). 
CCC LE A en ee 
F ĩ²˙ ˙AA ˙ 
Geburtsort, tag, monat und Jahr 
Sterbeort, «tag, monat und ⸗ aer ]ꝶꝝ3 er 
Religiöſes Bekenntnis (auch ein frühere ::: a: 


Geburtsname der Großmutter (väter: 
Er = er Fe De et ae RN Bash, 


a A N a RE ER FCC 
Geburtsort, ag, monat und ⸗ja he 

Sterbeort, tag, monat und jahre 

Religiöſes Bekenntnis (auch ein früheres) 


Name des Großvaters (mütterlicherſeits) 
lll yd Een 


— , ĩͤ my ĩ W. A ĩ˙. WEHR en eee e 
Geburtsort, tag, monat und ⸗ja het. CCC 
Sterbeort,⸗tag,⸗ monat und ⸗jkah gehe N S e 
Religiöſes Bekenntnis (auch ein frühere) RE FE ER ee 5 
Geburtsname der Großmutter (mütter⸗ 
licherſeits) 
Vornamen 
Geburtsort, tag, «monat und jahr 
Sterbeort, ⸗tag,⸗monat und ⸗ jahr 0 CC 
Religiöſes Bekenntnis (auch ein frühere ss: e e ee RE 


Ich verſichere, daß ich die vorſtehenden Angaben nach beſtem Wiſſen und Gewiſſen gemacht habe. 
Trotz ſorgfältiger Prüfung ſind mir keine Umſtände bekannt, welche die Annahme rechtfertigen könnten, 
daß meine — zukünftige — Ehefrau — Ehemann — von jüdiſchen Eltern oder Großeltern abſtammt. 
Ich weiß, daß ich bei wiſſentlich falſchen Angaben die friſtloſe Entlaſſung, die Erklärung der Nichtigkeit 
der Ernennung oder ein Dienſtſtrafverfahren mit dem Ziele der Entfernung aus dem Dienſt zu ge⸗ 
wärtigen habe. 


(unterſchrift) 


Herausgeber: Geſchäftsſtelle des Geſethblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 
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